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1. Ausgangslage 

1.1 Umfassende Überarbeitung der Sozialhilfegesetzgebung 

Mit einer umfassenden Überarbeitung der gesetzlichen Grundlagen soll die Sozialhilfe insbesondere hin-

sichtlich der technischen, organisatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen modernisiert werden. 

Die wirtschaftliche Hilfe bleibt hingegen im Umfang unverändert und orientiert sich dabei auch weiterhin 

an den SKOS-Richtlinien1. 

Eine Totalrevision der gesetzlichen Grundlagen wurde zudem nötig, weil die heutigen Erlasse in den 

letzten Jahren lückenhaft und unübersichtlich geworden sind. Die Totalrevision trägt zu einer einheitli-

chen Gesetzeslandschaft im Sozialwesen im Kanton Bern bei. Diese besteht aus dem sich in Totalrevi-

sion befindenden Gesetz vom 11. Juni 2001 über die öffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz)2, dem Ge-

setz vom 9. März 2021 über die sozialen Leistungsangebote (SLG)3, dem Gesetz vom 3. Dezember 

2019 über die Sozialhilfe im Asyl- und Flüchtlingsbereich (SAFG)4 und dem Gesetz vom 13. Juni 2023 

über die Leistungen für Menschen mit Behinderungen (BLG)5 sowie den dazugehörigen Verordnungen. 

Mit der umfassenden Überarbeitung der Sozialhilfegesetzgebung wird die in den letzten Jahren erreichte 

Erneuerung der Gesetzeslandschaft im sozialen Bereich abgeschlossen und die notwendige Kohärenz 

zwischen den verschiedenen Erlassen optimiert. 

 

 

1 Richtlinien für die Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS-Richtlinien) 

2 BSG 860.1 

3 BSG 860.2 

4 BSG 861.1 

5 BSG 860.3 
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1.2 Totalrevision des Sozialhilfegesetzes (SHG)6 

Das totalrevidierte SHG bildet die formell-gesetzliche Grundlage für eine zeitgemässe und moderne So-

zialhilfe im Kanton Bern. Im Mittelpunkt stehen folgende zwei Instrumente: 

- Die Aufsicht über die Sozialdienste bleibt bei den Sozialbehörden. In dem die Fachstelle Sozialrevi-

sorat (FASR) des Amts für Integration und Soziales (AIS) der Gesundheits-, Sozial- und Integrations-

direktion (GSI) Überprüfungsaufgaben übernimmt, unterstützt und entlastet sie die Sozialbehörden in 

ihrer Aufsichtstätigkeit. 

- Es wird ein einheitliches Fallführungssystem (NFFS) eingeführt, das künftig den Sozialdiensten, Kin-

des- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) sowie den Leistungserbringern im Bereich Arbeitsin-

tegration nach dem SLG zur Verfügung stehen wird. Die Anpassung der Rechtsgrundlagen schafft 

insbesondere auch die notwendigen datenschutzrechtlichen Grundlagen, damit NFFS seine volle 

Funktionsfähigkeit entfalten kann. 

Die von verschiedenen Seiten kritisierten Punkte (insbesondere die Kürzung des Grundbedarfs für den 

Lebensunterhalt [GBL]) der 2019 in der Volksabstimmung abgelehnten Teilrevision des SHG wurden 

nicht in die Vorlage übernommen. Das neue Gesetz stellt auch keine Sparmassnahme dar, vielmehr re-

sultiert mit der neuen Sozialhilfegesetzgebung ein teilweiser Leistungsausbau (vgl. Kapitel 2 des Vor-

trags). Der Volkswillen bleibt somit gewahrt. 

Der Grosse Rat hat das SHG in der Herbstsession 2025 in erster Lesung beraten. Die zweite Lesung ist 

für die Frühlingssession 2026 vorgesehen. Die Konsultationsfassung der SHV stellt auf den Beratungs-

stand nach der ersten Lesung ab. Soweit der Grosse Rat Bestimmungen des SHG zur Überarbeitung an 

den Regierungsrat zurückgewiesen hat und diese massgebende Auswirkungen auf die SHV haben (es 

betrifft insbesondere die Themenbereiche «Medizinische Notfallbehandlungen» [Art. 84 SHG] und 

«Selbstbehalt und Kompensation in der Sozialhilfe» [Art. 143-149 SHG]), können die entsprechenden 

Regelungen auf Verordnungsstufe erst nach der zweiten Lesung des SHG ausgearbeitet werden. Sie 

sind deshalb in der Konsultationsfassung der SHV nicht enthalten. Bei den Erläuterungen zu den einzel-

nen Artikeln wird an den jeweiligen Stellen auch darauf hingewiesen. 

1.3 Handlungsbedarf auf Verordnungsebene 

Die Totalrevision der SHV hat zum Ziel, die notwendigen Konkretisierungen des SHG präzise, verständ-

lich und praxisnah auszuarbeiten. Zudem sollen die genannten zwei Instrumente – FASR und NFFS – im 

Kanton Bern erfolgreich umgesetzt und im Vollzug implementiert werden. 

Wie im totalrevidierten SHG werden auch auf Verordnungsebene die Begriffe der «öffentlichen Sozial-

hilfe» oder der «individuellen Sozialhilfe» nicht mehr verwendet. Neu wird von der «Sozialhilfeverord-

nung (SHV)» gesprochen (früher: «Verordnung über die öffentliche Sozialhilfe»). Werden die Leistungs-

angebote, bestehend aus der persönlichen und der wirtschaftlichen Hilfe, beschrieben, wird der Begriff 

«Sozialhilfe» verwendet. Mit der Einführung des SLG ist im institutionellen Bereich neu von «sozialen 

Leistungsangeboten» die Rede, weshalb mit «Sozialhilfe» entsprechend nur noch die individuelle Sozial-

hilfe gemeint ist. 

 

 

6 Die Abkürzung SHG wird im vorliegenden Vortrag für die totalrevidierte Fassung des Sozialhilfegesetzes verwendet (Stand nach der ersten Lesung im Grossen Rat) 
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1.4 Umsetzung der Verbundpartnerschaft 

Artikel 9 SHG regelt im Sinne eines Grundsatzartikels die institutionalisierte Zusammenarbeit unter den 

Verbundpartnern der Sozialhilfe. Er betont die gemeinsame Aufgabenerfüllung durch Kanton und Ge-

meinden. Demnach zieht die GSI die Gemeinden bei der Weiterentwicklung der im SHG geregelten 

Grundsätze bei. Zudem sollen die Gemeinden über ihre Interessenverbände (Berner Konferenz für Sozi-

alhilfe [BKSE] und Verband Bernischer Gemeinden [VBG]) bei bedeutenden Änderungen mit Auswirkun-

gen auf die Gemeinden vorgängig einbezogen werden. 

In Umsetzung der neu betonten Verbundpartnerschaft hat die GSI die Interessenverbände bereits früh 

bei der Erarbeitung der konzeptionellen Grundlagen einbezogen. Ziel der im Rahmen der Erarbeitung 

des Fachkonzepts durchgeführten Workshops war es, die für die Totalrevision der SHV wesentlichen in-

haltlichen Eckwerte mit Praxisvertretenden zu spiegeln und damit praxistaugliche sowie von Akzeptanz 

getragene Regelungen zu entwickeln. 

2. Grundzüge der Neuregelung 

Die wichtigsten Änderungen des Verordnungsrechts und die damit verbundenen Zielsetzungen lassen 

sich wie folgt darstellen: 

- Formale Änderungen: Der Erlass wird neu strukturiert und nummeriert, um die in der bisherigen 

Verordnung entstandenen Lücken und systematischen Mängel zu beheben. Der Aufbau der SHV 

richtet sich wie im bisherigen Recht grundsätzlich an der Gliederung des (totalrevidierten) SHG 

aus. 

- Organisation und Zuständigkeiten: Die Mindestanforderungen an die Prozesse und die Orga-

nisation der Sozialdienste, insbesondere an das Qualitäts- und Risikomanagement, sind definiert. 

Die Bestimmungen schaffen einheitliche Standards für die Organisation der Sozialhilfelandschaft 

im Kanton Bern. Hingegen erfolgt keine Anpassung der Vorgaben bezüglich der Mindestgrösse 

der Sozialdienste, welche sich weiterhin über mindestens 150 Stellenprozente an Fachpersonal 

definiert. Dies aus dem Grund, dass bis anhin kein Zusammenhang zwischen der Grösse eines 

Sozialdienstes und seiner Leistung sowie Wirkung aufgezeigt werden konnte. Mit der FASR und 

dem neuen Fallführungssystem NFFS wird künftig die Datenlage erweitert, um diese Frage über-

geordnet und in Zusammenarbeit mit den Gemeinden und der Direktion für Inneres und Justiz 

(DIJ) zu analysieren. Hingegen soll im Hinblick auf die Organisation der Sozialdienste für die Auf-

gabenerfüllung mehr Flexibilität bei der Teamzusammensetzung und der Rekrutierung von Fach-

personal ermöglicht werden. 

- Weisungen: Auf Wunsch der vorberatenden Kommission des Grossen Rates (GSoK) für das 

SHG werden exemplarisch die häufigsten Regelungsbereiche einer Weisung konkretisiert. 

- Mindestkatalog Persönliche Hilfe: Der Grosse Rat hat in der ersten Lesung des SHG festge-

halten, dass die Ausführungsbestimmungen einen Mindestkatalog der persönlichen Hilfe definie-

ren sollen. Die Verordnung konkretisiert nun, welche Leistungen der persönlichen Hilfe durch die 

Sozialdienste mindestens erbracht werden müssen. 

- SKOS-Richtlinien: Neu ist der Verweis auf die SKOS-Richtlinien bereits auf Gesetzesstufe ver-

ankert. Die SHV konkretisiert weiterhin die für den Vollzug im Kanton Bern gültige Fassung der 

SKOS-Richtlinien. Im Rahmen der Totalrevision wird die Fassung vom 1. Januar 2026 (6. Aus-

gabe, 2. Etappe) für verbindlich erklärt. Damit ist diese Fassung der SKOS-Richtlinien im Kanton 

Bern im Vollzug anwendbar, wenn das SHG oder die SHV nichts Gegenteiliges regeln. 

- Konkubinatsbeitrag: Dass ein Konkubinatsbeitrag in stabilen Konkubinaten geschuldet wird, ist 

neu auf Gesetzesstufe definiert. In der Verordnung wird die Bemessung dieses Beitrags ausge-

führt. Die Berechnungsweise orientiert sich an den SKOS-Richtlinien und schafft Klarheit für die 

Anwendung im Vollzug. 
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- Spracherwerb: Der Pflicht zum Spracherwerb von sozialhilfebeziehenden Personen wird im 

SHG Nachdruck verliehen. Sozialhilfebeziehende Personen sollen für ihre Integration über die 

notwendigen Grundkenntnisse in einer der Amtssprachen des Kantons verfügen. Einerseits sind 

die Sozialdienste in der Pflicht, den Spracherwerb ihrer Klientinnen und Klienten zu überprüfen 

und bei Bedarf zu fördern. Andererseits haben diese eine Mitwirkungspflicht, ihren Möglichkeiten 

entsprechend alles zu unternehmen, um das erforderliche Sprachniveau zu erlernen. Die SHV 

konkretisiert die erforderlichen Kenntnisse in Form der Festlegung des Sprachniveaus. 

- Einkommensfreibetrag (EFB) und Integrationszulage (IZU): Die Bestimmungen zum EFB blei-

ben unverändert, werden aber bezüglich Praktikumseinsätze präzisiert. Bezüglich der IZU wird 

neu analog den SKOS-Richtlinien eine Bandbreite vorgesehen. Diese beträgt je nach erbrachter 

Leistung und deren Bedeutung zwischen 100 und 300 Franken pro Person und Monat. Es ist vor-

gesehen, nähere Vorgaben, insbesondere unter Beachtung des Einsatzpensums, in einer Direkti-

onsverordnung zu machen. Die IZU soll zudem konsequent nach nachweislich erbrachten Integ-

rationsleistungen ausgerichtet werden, welche vorgängig in einer Zielvereinbarung festzuhalten 

sind. 

- Rückerstattungspflicht: Neu entfällt die Rückerstattungspflicht aufgrund von Einkommen. Die 

Ausführungsbestimmungen in der SHV werden dahingehend aktualisiert und angepasst. Die zu 

gewährenden Vermögensfreibeträge bei verbesserten wirtschaftlichen Verhältnissen richten sich 

neu nach der Höhe der SKOS-Richtlinien. Neu wird ein Tatbestand für Nachzahlungen aufge-

nommen, falls ein Sozialdienst fälschlicherweise zu wenig wirtschaftliche Hilfe ausgezahlt hatte. 

- Vermögensfreibeträge: Neu richten sich die Vermögensfreibeiträge nach den SKOS-Richtlinien, 

so dass keine entsprechende Norm mehr in der SHV enthalten ist. 

- FASR: Die FASR unterstützt die Sozialbehörden bei deren Aufsichtstätigkeit über die Sozial-

dienste. Die Vollzugsbestimmungen zur Überprüfung durch die FASR regeln die Periodizität der 

ordentlichen Überprüfungen und stellen Kriterien für zusätzliche Überprüfungen auf. 

- NFFS: In der SHV ist eine Betriebsorganisation zu NFFS definiert, in welcher insbesondere ein 

aus Vertretenden des Kantons und der Gemeinden paritätisch zusammengesetztes Führungsgre-

mium eingesetzt wird. Die bereits per 1. Dezember 2025 in Kraft getretenen Bestimmungen zur 

Einführung von NFFS werden nun durch detailliertere Vorgaben an das Führungsgremium er-

gänzt. Dieses Führungsgremium soll insbesondere verbindliche Vorgaben zur Handhabung und 

Nutzung des bereitgestellten Fallführungssystems sowie zur Einheitlichkeit der Archivierung ma-

chen. Auch kommt diesem Gremium eine Entscheidungsbefugnis über die Weiterentwicklung des 

Fallführungssystems zu. Zwecks Einführung von NFFS im Kompetenzbereich der DIJ sind die da-

für notwendigen Grundlagen in den entsprechenden Verordnungen mittels indirekter Änderungen 

vorzunehmen. 

Die Totalrevision der SHV macht zudem indirekte Änderungen von weiteren Verordnungen nötig. Dies 

betrifft insbesondere die Verordnung vom 20. Mai 2020 über die Sozialhilfe im Asyl- und Flüchtlingsbe-

reich (SAFV)7, damit die Kohärenz zwischen der SHV und der SAFV verbessert werden kann. Die weite-

ren indirekten Änderungen betreffen weitgehend formale Anpassungen oder sind von untergeordneter 

Natur. 

 

 

7 BSG 861.111 
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3. Erläuterungen zu den Artikeln 

3.1 Sozialhilfeverordnung 

1. Organisation und Zuständigkeiten (Art. 9 bis 35 SHG) 

1.1 Strategisches Controlling 

Artikel 1 

Diese Verordnungsbestimmung regelt die Grundzüge des strategischen Controllings, welche der Regie-

rungsrat nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe d SHG festzulegen hat. Sie bleibt gegenüber dem bisheri-

gen Recht (vgl. Art. 1) materiell unverändert. Strategisches Controlling ermöglicht eine effektive Priorisie-

rung und zielorientierte Bearbeitung sozialer Problemlagen im Rahmen der Sozialhilfe. 

1.2 Organisation des Sozialdienstes 

1.2.1 Grundsätze 

Artikel 2 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 2 und wird unverändert übernommen. So sind die Ge-

meinden grundsätzlich frei, wie sie ihren Sozialdienst organisieren. Sofern der Sozialdienst auch Aufga-

ben nach besonderer Gesetzgebung im Sinne von Artikel 19 Absatz 2 SHG wahrnimmt, richten sich die 

Vorgaben für diese Aufgaben allein nach der besonderen Gesetzgebung. Dieser Grundsatz gilt im Übri-

gen auch betreffend die Mindestanforderungen an die Organisation und an das Fachpersonal (vgl. nach-

folgende Erläuterungen). 

1.2.2 Mindestanforderungen an die Organisation 

Vorbemerkungen 

Der Regierungsrat erlässt durch Verordnung Vorschriften über Mindestanforderungen an die Organisa-

tion des Sozialdienstes (Art. 17 Abs. 3 SHG). Wie bisher umfasst dies die Mindestgrösse der Sozial-

dienste, die Aufgaben und die Anforderungen an das Fachpersonal (Bst. a – c). Neu verlangt das SHG 

auch, dass per Verordnung die Mindestanforderungen an die Prozesse und an das Qualitäts- und Risiko-

management vorgegeben werden sollen (Bst. d und e). Weiterhin sollen die Mindestanforderungen den 

unterschiedlichen Grössen und Organisationsformen der Sozialdienste Rechnung tragen. Zur Sicherstel-

lung der Qualität sind in der Regel weiterführende Instrumente notwendig. Zu denken ist insbesondere 

an ein Qualitätssicherungs- bzw. Risikomanagementsystem in Form eines internen Kontrollsystems 

(IKS) () und an die Beschreibung zentraler Prozesse der Sozialhilfe. Der Kanton will die in der SHV zwin-

gend vorgeschriebenen Mindeststandards aber bewusst nicht zu detailliert halten, damit die Sozial-

dienste ihre Instrumente flexibel auf ihre Organisation hin ausgestalten und damit arbeiten können. Der 

Kanton wird den Sozialdiensten zudem schlanke Vorlagen mit den wichtigsten Punkten zur Erfüllung ei-

nes minimalen IKS sowie zum Aufbau und Inhalt von Prozessen zur Verfügung stellen. 

Die Einhaltung dieser Mindestanforderungen wird von der FASR im Rahmen ihrer Tätigkeit zuhanden 

der Sozialbehörde überprüft werden (vgl. Art. 102 Abs. 1 Bst. a SHG). Sie wird insbesondere auch über-

prüfen, ob die Sozialdienste über ein IKS und über eine Beschreibung von Prozessen verfügen, welche 

aktuell und dokumentiert sind. Stellt die FASR fest, dass dies nicht der Fall ist, wird dies als Mangel im 

Überprüfungsbericht z. H. der Sozialbehörde festgehalten. Die Sozialbehörde als zuständiges Aufsichts-

organ gewährleistet ihrerseits die notwendigen Massnahmen, um festgestellte Mängel zu beheben. 
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Artikel 3 Grösse 

Die Vorgaben an die Mindestgrösse eines Sozialdienstes werden gegenüber dem bisherigen Recht 

(Art. 3) beibehalten. So muss ein Sozialdienst für den Vollzug der Sozialhilfe weiterhin mindestens zwei 

Fachpersonen mit insgesamt 150 Stellenprozenten beschäftigen. Im Falle von polyvalenten Sozialdiens-

ten ist das Fachpersonal in dem Umfang an die Mindestgrösse anrechenbar, in welchem es Aufgaben 

nach der Sozialhilfegesetzgebung wahrnimmt (Abs. 1). Die bestehende Ausnahmeregelung wird eben-

falls unverändert beibehalten. Die genannten Voraussetzungen müssen dabei kumulativ erfüllt sein 

(Abs.  2). Ausnahmen sollen durch das zuständige AIS grundsätzlich nur mit grosser Zurückhaltung und 

in der Regel nur bei bestehenden Sozialdiensten bewilligt werden (Abs. 3). 

Artikel 4 Prozesse 

Gestützt auf Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe d SHG wird auf Verordnungsstufe verlangt, dass der Sozial-

dienst mindestens seine zentralen Prozesse, namentlich die Prozesse der Fallaufnahme, der Fallbear-

beitung und des Fallabschlusses, schriftlich festhalten und diese periodisch überprüfen muss. 

Im Prozess der Fallaufnahme sollte der Ablauf vom Erstkontakt mit Klientinnen und Klienten bis zum Ent-

scheid über die Unterstützung beschrieben werden. Dabei sind beispielsweise der Zugang zum Sozial-

dienst (wie Öffnungszeiten, Telefon oder Schalter), die Klärung der Zuständigkeit (z. B. Unterstützungs-

wohnsitz oder Aufenthaltsstatus) sowie die Erhebung der persönlichen und finanziellen Situation der Kli-

entinnen und Klienten zentrale Elemente. Ebenso werden subsidiäre Ansprüche, wie Unterhalts- oder 

Sozialversicherungsleistungen, und vorhandene Vermögenswerte geprüft. 

Auf Grundlage dieser Abklärungen erfolgt bei Bedarf die Berechnung des Sozialhilfeanspruchs gemäss 

den gesetzlichen Vorgaben. Im Rahmen von persönlicher Hilfe ohne finanzielle Leistungen kann auf eine 

Anspruchsberechnung verzichtet und die Klientinnen und Klienten können in einem separaten Prozess 

beraten und begleitet werden. 

Die Beratung und Betreuung erfolgen in einer zielorientierten und partizipativen Zusammenarbeit mit den 

Klientinnen und Klienten. In diesem Zusammenhang sollte im Prozess der Fallbearbeitung beispiels-

weise beschrieben werden, dass eine individuelle Zielvereinbarung abgeschlossen werden soll, falls dies 

möglich, sinnvoll und gemäss den gesetzlichen Vorgaben erforderlich ist, und deren Umsetzung regel-

mässig überprüft und dokumentiert wird. Der Sozialdienst übernimmt eine kontinuierliche Beratung in 

persönlichen, sozialen und finanziellen Belangen und überprüft die Ausrichtung der Leistungen regel-

mässig, mindestens aber jährlich. Bei veränderten Verhältnissen werden diese entsprechend angepasst. 

Der Sozialdienst plant und begleitet Integrationsmassnahmen (z. B. berufliche Integration, Qualifizierung, 

Stabilisierung) und koordiniert diese bei Bedarf mit anderen Fachstellen. Wo erforderlich, wird eine Ver-

netzung mit Drittstellen sichergestellt oder eine Weisung bezüglich der zu erbringenden Leistungen er-

teilt, beispielsweise wenn vereinbarte Ziele wiederholt nicht erreicht werden oder die Kooperation und 

Motivation zur Eigenleistung fehlen. 

Der Prozess des Fallabschlusses beschreibt den formellen Abschluss eines Sozialhilfefalls. Beispiels-

weise soll hierbei festgehalten werden, dass der Anspruch abschliessend geprüft und allfällige Rücker-

stattungen berücksichtigt werden. Die Klientinnen und Klienten erhalten sämtliche relevanten Abschluss-

dokumente. Der gesamte Fallverlauf wird vollständig dokumentiert, wobei verbindliche Vorgaben zur Ar-

chivierung beachtet werden. Rückerstattungsansprüche werden auch nach dem Fallabschluss weiterhin 

regelmässig überprüft. 

Artikel 5 Qualitäts- und Risikomanagement 

Um die Qualität und den Umgang mit Risiken sicherzustellen, muss jeder Sozialdienst neu über ein IKS 

verfügen. Die Vorgaben werden aber bewusst minimal gehalten, damit die Sozialdienste ihre Instrumente 

in der Erfüllung des IKS möglichst flexibel auf ihre Organisation hin ausgestalten und damit arbeiten kön-

nen. Konkret sind die Sozialbehörden dafür verantwortlich, dass die Sozialdienste ein auf ihre Grösse, 

Organisation und Risikolage abgestimmtes IKS entwickeln. Es muss nachvollziehbar sein, dass das IKS 
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eine zielführende Steuerung des Sozialhilfevollzugs sicherstellt. Diese Regelung ergänzt die allgemeinen 

Vorgaben an die Gemeinden zu einem internen Kontrollsystem nach Artikel 2 der Direktionsverordnung 

vom 23. Februar 2005 über den Finanzhaushalt der Gemeinden (FHDV)8, welche die Finanzverwaltung 

und das Rechnungswesen der Gemeinden ansprechen. Das IKS nach diesem Artikel hat den Fokus hin-

gegen auf die Aufgabenerfüllung der Sozialhilfe und deren besonderen Risiken zu legen, die nicht nur 

finanzieller Natur sind (bspw. hohe Fluktuation beim Personal, Sozialhilfemissbrauch, Einhaltung Daten-

schutz). 

Die FASR wird den Sozialdiensten für die Umsetzung Hilfsmittel, insbesondere eine Vorlage für ein gut 

umsetzbares IKS mit den wichtigsten zu beinhaltenden Punkten hinsichtlich Struktur und Inhalte, zur 

Verfügung stellen (vgl. Abs. 3). Die Sozialdienste sind aber selbstverständlich frei, ein eigenes IKS zu 

entwickeln respektive ein bestehendes beizubehalten und bei Bedarf zu ergänzen. 

1.2.3  Mindestanforderungen an das Fachpersonal 

Artikel 6 Allgemeines 

Die Vorgaben an das Fachpersonal, welches die Aufgaben nach Artikel 10 SHV wahrzunehmen hat und 

an die Mindestgrösse nach Artikel 3 SHV angerechnet werden darf, erfahren gegenüber der bisherigen 

Regelung (vgl. Art. 3a und 3b) zwei Anpassungen, die den Sozialdiensten bei der Rekrutierung des 

Fachpersonals und der Aufgabenerfüllung mehr Flexibilität geben sollen. Einerseits werden die Anforde-

rungen an Personen mit anderen Qualifikationen, die ebenfalls als Fachpersonal gelten, derart gelockert, 

dass z. B. neu auch HR-Fachpersonen oder Migrationsfachpersonen als Fachpersonal anerkannt wer-

den können. Sie sollen mit ihren jeweiligen spezifischen Fachkompetenzen zur qualitativ guten Aufga-

benerfüllung beitragen. Ergänzt wird diese Massnahme mit der zweiten Anpassung: Neu steht das für 

den Vollzug der Sozialhilfe verantwortliche Team im Mittelpunkt. Die für die Aufgabenerfüllung nach der 

Sozialhilfegesetzgebung notwendigen Kompetenzen sollen innerhalb des Teams sichergestellt sein; d. h. 

nicht mehr jede Fachperson muss über alle notwendigen Kompetenzen für die diversen Aufgaben nach 

SHG verfügen, sondern die Fachpersonen sollen sich innerhalb des Teams auf sinnvolle Weise ergän-

zen (vgl. Art. 9 SHV). 

Die Anforderungen an das Personal, das die Aufgaben nach dem Gesetz vom 6. Februar 1980 über In-

kassohilfe und Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen (IBG)9 wahrnimmt (heutiger Art. 3d), werden 

neu mit unverändertem Inhalt im Kapitel Lastenausgleich geregelt (vgl. Art. 102 SHV). Damit wird dem 

Umstand Rechnung getragen, dass im Kapitel 1 nur Vorgaben an die Sozialdienste in Bezug auf ihre 

Aufgabenerfüllung nach der Sozialhilfegesetzgebung definiert werden. 

Artikel 7 Sozialarbeitende 

Die Anforderungen an Sozialarbeitende bleiben gegenüber dem bisherigen Artikel 3b Absatz 1 materiell 

unverändert, so gelten weiterhin auch Personen, die sich berufsbegleitend in Ausbildung in Sozialarbeit 

oder Sozialpädagogik befinden, als Sozialarbeitende und entsprechend als Fachpersonal. Die Anforde-

rung an die Ausbildung werden neu aber genereller umschrieben. So ist neu die Rede von einer abge-

schlossenen und anerkannten Ausbildung in Sozialarbeit oder Sozialpädagogik auf Tertiärstufe, anstelle 

einer Aufzählung der einzelnen Ausbildungsstätten, die heute alle der Tertiärstufe zugerechnet werden 

können. Die heutige Tertiärstufe des Schweizer Bildungssystems umfasst die formalen Bildungsab-

schlüsse der Hochschulen (Bachelor/Master der Universitäten/ETH, Pädagogische Hochschulen, Fach-

hochschulen), der höheren Fachschulen (Diplom HF) sowie die eidgenössischen Berufs- und höheren 

Fachprüfungen (Fachausweis/Diplom). 
  

 

 

8 BSG 170.511 

9 BSG 213.22 

https://www.sbfi.admin.ch/sbfi/de/home/bildung/bildungsraum-schweiz/bildungssystem-schweiz.html
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Artikel 8 Personen mit anderen Qualifikationen 

In dieser Bestimmung erfolgt eine Erweiterung der bisherigen Regelung von Artikel 3b Absatz 2 und 4. 

Als gleichwertig gilt die Ausbildung einerseits nach wie vor, wenn es sich um eine abgeschlossene Aus-

bildung auf Tertiärstufe handelt. Diese Ausbildung und die vorausgesetzte praktische Erfahrung in der 

Beratung können neu jedoch explizit auch in Bereichen erfolgen, die keinen unmittelbaren inhaltlichen 

Bezug zur sozialen Arbeit aufweisen. Zu denken ist dabei insbesondere an HR-Fachpersonen, Erwach-

senenbildnerinnen und Erwachsenenbildner oder Job Coaches Arbeitsintegration, sofern die jeweiligen 

Ausbildungsabschlüsse auf Tertiärstufe erfolgten. Neben der genannten Ausbildung und Erfahrung in der 

Beratung müssen diese Fachpersonen auch noch zusätzliche Kenntnisse in mindestens einem der nach-

folgenden Bereiche vorweisen können: Sozialhilfe, Sozialversicherungen, berufliche und soziale Integra-

tion oder Kindes- und Erwachsenenschutz (Abs. 1 Bst. b – d). So wird gewährleistet, dass auch Perso-

nen mit anderen Qualifikationen über jene fachlichen Kenntnisse verfügen, die zur wirksamen Mitarbeit 

in einem interdisziplinären Team eines Sozialdienstes beitragen. Entsprechende Kenntnisse werden z. 

B. angenommen, wenn eine Person über Weiterbildungen oder berufliche Erfahrungen in einem der ge-

nannten Bereiche verfügt. 

Befinden sich Personen berufsbegleitend in einer Ausbildung auf Tertiärstufe, erfüllen sie die erforderli-

chen fachlichen Voraussetzungen, sofern sie die weiteren Voraussetzungen nach Absatz 1 bereits erfül-

len. 

Die im heutigen Artikel 3b Absatz 6 enthaltene Besitzstandwahrung wird nicht übernommen, weil davon 

auszugehen ist, dass sie inzwischen keine praktische Relevanz mehr hat. 

Artikel 9 Zusammensetzung des Fachpersonals 

Bei der Zusammensetzung des Fachpersonals eines Sozialdienstes ist sicherzustellen, dass alle für die 

Erfüllung der Aufgaben nach der Sozialhilfegesetzgebung relevanten Bereiche angemessen abgedeckt 

sind (Abs. 1). Die Sozialdienste sollen Flexibilität bei der Rekrutierung von Fachpersonal haben und 

gleichzeitig soll genügend fachlich qualifiziertes Personal die Qualität der Fallarbeit in den Sozialdiensten 

sicherstellen. Aus diesem Grund muss der Gesamtstellenetat des Fachpersonals eines Sozialdienstes 

im Durchschnitt eines Kalenderjahres mindestens zu 60 Prozent aus Fachpersonal nach Artikel 7 SHV 

bestehen (Abs. 2). 

Artikel 10 Aufgaben des Fachpersonals 

Die Aufgaben des Fachpersonals bleiben gegenüber dem bisherigen Artikel 3c materiell in weiten Teilen 

unverändert. Die Bestimmung legt in Absatz 1 fest, welche rein genuinen Aufgaben im Vollzug der Sozi-

alhilfe zwingend durch das Fachpersonal vorzunehmen sind. Neu wird aber der heutige Buchstabe h von 

Absatz 1 in Absatz 3 verschoben, weil Absatz 1 allein Vorgaben an den Vollzug der Sozialhilfegesetzge-

bung machen soll (analog zu Art. 19 SHG). Da Sozialdienste nicht in jedem Fall Aufgaben nach beson-

derer Gesetzgebung wahrnehmen, ist eine Kann-Bestimmung angezeigt. Schliesslich wird analog zum 

SHG in Absatz 1 Buchstabe e die Anordnung von Massnahmen mit der Anordnung von Auflagen und 

Weisungen ergänzt. 

Unverändert ist es gemäss Absatz 2 zulässig, dass konkret bezeichnete, sachbezogene Aufgaben der 

Fallführung an das übrige Personal delegiert werden dürfen, sofern dafür keine regelmässige fachliche 

Beratung und Betreuung erforderlich ist. So können beispielsweise einzelne Abklärungen zu den wirt-

schaftlichen und persönlichen Verhältnissen (Einholen von Dokumenten wie Steuerveranlagung, Bank-

konto-Auszüge, etc. mittels Vollmacht) oder Abklärungen im Sozialversicherungsbereich (wie administra-

tive Abwicklungen mit den Krankenversicherungen, der IV, etc.) vom übrigen Personal erfüllt werden. 

Durch diese Regelung haben die Sozialdienste wie bisher einen grossen Handlungsspielraum bei der 

Personalrekrutierung und Organisation ihrer Aufgaben.  
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1.3 Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion 

Artikel 11 Zuständige Behörde 

Diese Bestimmung bezeichnet das AIS als zuständig Stelle der GSI. Es erfüllt die Aufgaben nach Artikel 

12 SHG. 

Was die Überprüfungsaufgabe der GSI im Rahmen der Aufsicht nach Artikel 102 ff. SHG betrifft, so wird 

diese von der FASR, die Teil des AIS ist, wahrgenommen. Das Gleiche gilt in der Regel auch für die zu-

sätzliche fachliche Unterstützung nach Artikel 25 SHG. 

Artikel 12 Umfang der Kostenpflicht für zusätzliche fachliche Unterstützung 

Absatz 1 

Die zusätzliche fachliche Unterstützung nach Artikel 25 SHG ist kostenpflichtig und erfolgt nur im Auftrag 

einer Gemeinde (Sozialbehörde, Sozialdienst, Burgergemeinde oder Zunft oder Gesellschaft der Burger-

gemeinde Bern). Das Entgelt für diese Dienstleistung wird nach Zeitaufwand festgelegt. Das AIS wirkt 

hier in einem nicht hoheitlichen Bereich. Es rechtfertigt sich aber, die gleichen Tarife wie beim hoheitli-

chen Handeln anzuwenden. Entsprechend richtet sich die Kostenpflicht nach den Tarifen von Artikel 8 

Absatz 1 der Verordnung vom 22. Februar 1995 über die Gebühren der Kantonsverwaltung (Gebühren-

verordnung; GebV)10.  

Bei der FASR, welche diese zusätzliche fachliche Unterstützung leisten wird, sind Mitarbeitende in der 

Regel in der Funktion einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin oder eines wissenschaftlichen Mitarbeiters 

angestellt. Wissenschaftliche Mitarbeitende der Kantonsverwaltung sind den Gehaltsklassen 21 bis 23 

zugeteilt. Derzeit liegt der entsprechende Tarif für diese Gehaltsklassen bei 120 Taxpunkten pro Stunde, 

wobei der Wert des Taxpunktes aktuell einen Franken beträgt (vgl. Art. 4 Abs. 2 GebV). 

Absatz 2 

Sollen für die Erbringung dieser Dienstleistung gestützt auf Artikel 25 Absatz 3 SHG ganz oder zu Teilen 

Dritte beauftragt werden und übersteigt diese Beauftragung den Umfang der Kostenpflicht nach Absatz 

1, so hat das AIS vorgängig eine Kostengutsprache bei der anfragenden Stelle einzuholen. Damit sollen 

in solchen Fällen Transparenz zu den Kosten hergestellt und die Entscheidfreiheit der anfragenden Ge-

meinde gewahrt bleiben, da diese in Kenntnis der übersteigenden Kosten den Auftrag direkt Dritten ohne 

Involvierung der FASR erteilen kann. 

1.4 Burgerliche Sozialhilfe 

1.4.1 Zuständigkeit 

Artikel 13 

Die Zuständigkeit der Burgergemeinden und der burgerlichen Kooperationen, die nach Artikel 30 Absatz 

1 SHG weiterhin die burgerliche Sozialhilfe ausüben, bleibt unverändert (vgl. bisheriger Art. 16). Die bur-

gerliche Sozialhilfe tritt anstelle der ordentlichen Sozialhilfe der Unterstützungswohnsitz- respektive Auf-

enthaltsgemeinde. Die Zuständigkeit der Burgergemeinden erstreckt sich wie bisher auf alle ihre Ange-

hörigen innerhalb und ausserhalb des Kantons. Sie erschöpft sich aber in vielen Fällen, insbesondere 

bei ausserkantonalen Angehörigen, in einer Kostenersatzpflicht (vgl. Art. 14 SHV). 
  

 

 

10 BSG 154.21 
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1.4.2 Kostenersatz 

Artikel 14 

Die Kostenersatzpflicht bleibt unverändert bestehen (vgl. bisheriger Art. 17). Wo anstelle der zuständigen 

Burgergemeinde oder Burgerkooperation eine bernische Einwohnergemeinde oder gemischte Gemeinde 

in einem konkreten Fall Sozialhilfe gewährt, hat die Burgergemeinde der Unterstützung gewährenden 

Gemeinde die Kosten vollumfänglich zu ersetzen (vgl. Art. 30 Abs. 2 SHG). Das Gleiche gilt für den Fall 

einer allfälligen Unterstützung durch ein ausserkantonales Gemeinwesen (Kostenersatzpflicht gemäss 

ZUG11). Die Geltendmachung des Kostenersatzes obliegt dem forderungsberechtigten Gemeinwesen. 

Der geleistet Kostenersatz wird beim Lastenausgleich als Einnahme angerechnet und ist unter den ge-

nannten Voraussetzungen auch inkassoprivilegiert (vgl. Art. 89 Abs. 2 Bst. a SHV). 

1.4.3 Beendigung der burgerlichen Sozialhilfe 

Artikel 15 Rücktritt 

Der geltende Artikel 18 erfährt lediglich eine verfahrensrechtliche Ergänzung. Neu hat die Ankündigung 

des Rücktritts, d. h. der Verzicht auf die Ausübung der burgerlichen Sozialhilfe gemäss Artikel 30 Absatz 

3 SHG, spätestens 12 Monate im Voraus gegenüber dem AIS zu erfolgen (Abs. 1). Diese Vorlaufzeit er-

möglicht den neu für die Angehörigen der verzichtenden Burgergemeinde zuständig werdenden Gemein-

den am Unterstützungswohnsitz, die entsprechenden organisatorischen Massnahmen zu treffen. Der 

Rücktritt von der burgerlichen Sozialhilfe löst wie bisher eine Beitragspflicht nach Artikel 34 SHG und Ar-

tikel 17 ff. SHV aus (Abs. 2) und ist definitiv (Abs. 3). 

Artikel 16 Entzug 

Diese Bestimmung bleibt unverändert (vgl. bisheriger Art. 19). Der Entzug erfolgt durch das AIS. Er hat 

die gleichen Folgen wie der Rücktritt. 

1.4.4  Burgergutsbeiträge 

Vorbemerkungen 

Die Burgergemeinden und Burgerkorporationen, die nicht die burgerliche Sozialhilfe im Sinne von Artikel 

30 Absatz 1 SHG ausüben, haben weiterhin jährlich einen Burgergutsbeitrag zu leisten (vgl. Art. 34 

SHG). Der Beitrag ist an die GSI respektive an das AIS zu entrichten und wird von diesem dem Lasten-

ausgleich Soziales als Einnahme gutgeschrieben (vgl. Art. 34 Abs. 2 Bst. b SHG). Der Burgergutsbeitrag 

ist ungeachtet davon zu leisten, ob eigene Angehörige unterstützt werden oder nicht. 

Gemäss Artikel 34 Absatz 2 SHG sind die Burgergutsbeiträge nach der wirtschaftlichen Leistungskraft 

der Burgergemeinden und Burgerkorporationen, welche die burgerliche Sozialhilfe nicht ausüben, zu be-

messen. Der Regierungsrat regelt die Höhe und Bemessung der Burgergutsbeiträge, das Festsetzungs-

verfahren und die Befreiung von der Beitragspflicht durch Verordnung (Art. 34 Abs. 3 SHG). Die Bestim-

mungen zu den Burgergutsbeiträgen (vgl. bisherige Art. 20 – 23) bleiben im Grundsatz unverändert. Nur 

das Verfahren zur Festsetzung der Beiträge wird neu praktikabler ausgestaltet: Durch den in Artikel 19 f. 

SHV angepassten Prozess bei der Erhebung der Burgergutsbeiträge soll gegenüber den Burgergemein-

den und burgerlichen Korporationen mehr Transparenz geschaffen werden. Zudem sollen – im Vergleich 

zum heutigen Prozess – Beitragsperioden zeitnaher abgeschlossen werden, sodass die Burgergemein-

den und burgerlichen Korporationen früher wissen, welche finanziellen Auslagen sie zu tragen haben. 
  

 

 

11 Bundesgesetz vom 24. Juni 1977 über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (Zuständigkeitsgesetz, ZUG; 851.1) 
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Artikel 17 Beitrags- und Bemessungsperiode 

Die Beitrags- und Bemessungsperioden bleiben unverändert. So wird der Beitrag vom AIS für jeweils 

eine vierjährige Beitragsperiode festgesetzt. Für die Bemessung der Beiträge wird auf das Einkommen 

und Vermögen während der ebenfalls vierjährigen Bemessungsperiode abgestellt. Diese umfasst jeweils 

das dritte bis sechste Jahr vor Beginn der Beitragsperiode. Die Bemessungsperiode ist so angesetzt, da-

mit in der Regel bereits rechtskräftige Steuerveranlagungen der Burgergemeinde oder der Burgerkoope-

ration vorhanden sind. 

Artikel 18 Höhe der Beiträge 

Die Berechnungsweise bleibt unverändert und berücksichtigt die Leistungsfähigkeit der einzelnen Bur-

gergemeinde oder Burgerkooperation. Der Burgergutsbeitrag wird nach einem bestimmten Prozentsatz 

von Einkommen und Vermögen der Pflichtigen bemessen. Die festgelegten Prozentsätze bleiben eben-

falls unverändert. 

Artikel 19 Festsetzung der Beiträge 

Wie bisher sollen die Burgergutsbeiträge jeweils für eine vierjährige Beitragsperiode festgesetzt werden. 

Das heisst, basierend auf einer zurückliegenden Steuerperiode von vier Jahren (z. B. 2017 – 2020) wird 

der Beitrag berechnet (Bemessungsperiode) und der errechnete Betrag wird auf eine zukünftige Periode 

von vier Jahren (Beitragsperiode) festgelegt (z. B. 2023 – 2026). Diese Festlegung erfolgt in Form einer 

Verfügung, welche auch die Berechnungsgrundlage des geschuldeten Betrags für die jeweilige Beitrags-

periode enthält. Da im Zeitpunkt der Beitragsfestsetzung (in der Regel zu Beginn der Beitragsperiode) in 

gewissen Fällen noch nicht alle massgebenden Steuerveranlagungen rechtskräftig sind, soll diesfalls 

auch weiterhin (teilweise) auf provisorische Daten abgestellt werden (Abs. 2). Die Praxis hat jedoch ge-

zeigt, dass die im bisherigen Artikel 22 Absatz 2 vorgesehene nochmalige Überprüfung der Beiträge 

nach Vorliegen der definitiven Daten durch das AIS kaum umgesetzt wurde und insbesondere auch in 

einigen Fällen kein Abschluss des Beitragsfestsetzungsprozesses innert einer überschaubaren Frist er-

reicht werden konnte. Neu soll deshalb mit einer Vereinfachung des nachträglichen Anpassungsvor-

gangs erreicht werden, dass der Verwaltungsaufwand für alle Beteiligten reduziert und eine Beitragsperi-

ode in jedem Fall ordentlich und innert nützlicher Frist abgeschlossen werden können. In Absatz 3 wird 

deshalb festgehalten, dass das AIS die Beiträge neu festsetzt (Neuverfügung), wenn bis spätestens zum 

Ende der Beitragsperiode rechtskräftige Daten vorliegen. Sollten Härtefälle für Burgergemeinden oder 

burgerliche Korporation entstehen, kommt auf Antrag hin die Härtefallregelung von Artikel 21 SHV zur 

Anwendung. Liegen in Ausnahmefällen die rechtskräftigen Daten erst in einem noch späteren Zeitpunkt 

vor, entfällt die Neufestsetzung der Beiträge. Die finanziellen Auswirkungen dürften in solchen Fällen so 

gering sein, dass sich der administrative Aufwand einer nachträglichen Korrektur nicht rechtfertigen 

würde. Zudem kann mit der zeitlichen Begrenzung für alle Beteiligten Verlässlichkeit geschaffen werden, 

weil nach Abschluss der Beitragsperiode keine nachträgliche Anpassung mehr erfolgt. Durch den ange-

passten Prozess bei der Erhebung der Burgergutsbeiträge soll gegenüber den Burgergemeinden und 

burgerlichen Korporationen mehr Transparenz geschaffen werden. Zudem sollen – im Vergleich zum 

heutigen Prozess – Beitragsperioden zeitnaher abgeschlossen werden, sodass die Burgergemeinden 

und burgerlichen Korporationen früher wissen, welche finanziellen Auslagen sie zu tragen haben. 

Artikel 20 Rechnungsstellung und Zinsen 

Wie bisher fordert das AIS die Beiträge jeweils Ende Juni mit einer Zahlungsfrist von 30 Tagen ein, wo-

bei in Absatz 1 präzisiert wird, dass es sich um die jährlichen Beiträge handelt (vgl. bisheriger Art. 23). 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden aus systematischen Gründen neu auf drei Absätze aufgeteilt. Die 

Härtefallbestimmung des bisherigen Absatzes 4 wird in den neuen Artikel 21 SHV verschoben und inhalt-

lich leicht angepasst. 
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Artikel 21 Härtefälle 

Neu wird explizit festgehalten, dass die Härtefallregelung nur auf Antrag einer betroffenen Burgerge-

meinde oder burgerlichen Korporation hin zur Anwendung kommt. Zudem wird mit der Ausweitung der 

Beitragspflichtbefreiung («ganz oder teilweise») sichergestellt, dass eine einzelfallgerechte Lösung er-

reicht werden kann. Die Härtefallregelung kann u. a. auch dann zur Anwendung kommen, wenn nach ei-

ner Neufestsetzung, die eine Nachzahlung zur Folge hat (vgl. Art. 19 Abs. 3 SHV), seitens Burgerge-

meinde oder burgerlicher Korporation ein Erlassgesuch beim AIS gestellt wird. 

2. Leistungsangebote der Sozialhilfe (Art. 36 bis 99 SHG) 

2.1 Allgemeines 

Artikel 22 Ausnahmen vom Abschluss einer Zielvereinbarung 

Gestützt auf Artikel 19 Absatz 3 SHG werden in diesem Artikel Ausnahmen von der Pflicht, mit der unter-

stützten Person eine Zielvereinbarung nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b SHG abschliessen zu müs-

sen, definiert. Es soll dann auf den Abschluss einer Zielvereinbarung verzichtet werden können, wenn 

diese nicht möglich, sinnvoll oder erforderlich ist. Aber auch in diesen Fällen müssen die Personen ziel-

orientiert unterstützt werden. Es handelt sich um eine beispielhafte Aufzählung, die den Sozialdiensten 

eine Orientierung geben soll. Gestützt auf die Kann-Formulierung ist es möglich, in einem konkreten Ein-

zelfall trotz Vorliegens eines der Tatbestände nach Buchstabe a bis d auf dem Abschluss einer Zielver-

einbarung zu bestehen. So kann es bei einer unterstützten Person, die mit hoher Wahrscheinlichkeit eine 

Rente der IV zugesprochen erhalten wird, sinnvoll sein, mindestens für gewisse Lebensbereiche (z. B. 

soziale Integration) eine Zielvereinbarung abzuschliessen. 

Artikel 23 Weisungen 

Dieser neu aufgenommene Artikel soll Transparenz schaffen. Artikel 41 Absatz 2 SHG gibt den verbindli-

chen Rahmen für den Erlass von Weisungen vor. So ist die Gewährung der Sozialhilfe bei Bedarf mit 

Weisungen zu verbinden, soweit dadurch die Bedürftigkeit vermieden, behoben oder vermindert oder ei-

genverantwortliches Handeln gefördert werden. Eine Weisung hat zwingend diesem Zweck zu dienen, 

andernfalls ist sie nicht zulässig. Zusätzlich müssen Weisungen zumutbar und verhältnismässig sein 

(Abs. 1). In Absatz 2 sind die häufigsten Handlungsanweisungen exemplarisch aufgelistet. 

2.2 Persönliche Hilfe 

Artikel 24 Mindestkatalog 

Gemäss Artikel 45 Absatz 2 SHG hat der Regierungsrat einen Mindestkatalog an Leistungen, welche die 

Gemeinden im Rahmen der persönlichen Hilfe erbringen müssen, zu erlassen. Nach Artikel 45 Absatz 1 

SHG ist die persönliche Hilfe in Form von Beratung, Betreuung, Vermittlung und Information zu gewäh-

ren. Die persönliche Hilfe unterliegt dabei auch dem Grundsatz der Subsidiarität; sie ist dort zu leisten, 

wo sich die Person nicht selbst helfen kann und wo Dritte nicht (rechtzeitig) Unterstützung leisten kön-

nen. Dabei ist insbesondere an die diversen sozialen Leistungsangebote nach SLG (u.a. Schuldenbera-

tung, Familien- und Elternberatung etc.) wie auch der BKD (u.a. Integrationsangebote, Berufs- und Lauf-

bahnberatung) zu denken. Die Sozialdienste nehmen dabei primär eine Scharnierfunktion ein, indem sie 

die um Rat suchenden Personen über solche Angebote informieren und diese vermitteln, so dass der 

Zugang zu diesen Angeboten faktisch gewährleistet ist (Abs. 1 Bst. b). Für eine sinnvolle Information und 

Vermittlung sind zuerst die sozialen und finanziellen Probleme zu eruieren; dies findet grundsätzlich im 

Rahmen einer Erstberatung statt (Abs. 1 Bst. a). Der Umfang einer solchen Erstberatung variiert je nach 

Komplexität der Problemlage. In gewissen Fällen wird es notwendig sein, die Person auch ergänzend 

weiter zu beraten (Bst. c), dies insbesondere dann, wenn zeitnah eine Vermittlung an eine geeignete Be-

ratungs- oder Unterstützungsstelle nicht möglich ist und Dringlichkeit gegeben ist (z. B. präventiver Kin-

des- und Erwachsenschutz) oder eine Nachberatung nach einer Vermittlung in ein Angebot notwendig 

ist. 
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Konkret bedeutet dies, dass im Rahmen der persönlichen Hilfe ratsuchende Personen an geeignete Stel-

len vermittelt werden können, wie z. B. Schulden- oder Budgetberatungsstellen, Fachstellen für Sozial-

versicherungsrecht, Familien- oder Suchtberatungsstellen sowie weitere spezialisierte Angebote. Die So-

zialdienste unterstützen dabei, zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten zu erschliessen – etwa durch 

eine Ersteinschätzung des Budgets, Beratung zu möglichen vorgelagerten Leistungen oder Hilfe bei 

Fondsgesuchen. Zudem beraten sie die Personen im Rahmen der persönlichen Hilfe, bis weiterführende 

Unterstützungsangebote ausreichend greifen – beispielsweise bis Termine bei einer Suchtberatungs-

stelle wahrgenommen werden oder bis regelmässige Gespräche bei der Mütter- und Väterberatung statt-

finden. 

2.3 Wirtschaftliche Hilfe 

Vorbemerkungen 

Im Bereich der wirtschaftlichen Hilfe gelten die SKOS-Richtlinien insoweit, als die Sozialhilfegesetzge-

bung (SHG, SHV und Direktionsverordnung) keine Abweichungen vorsieht. Dies bedeutet, dass dort, wo 

die SKOS-Richtlinien zur Anwendung gelangen sollen, die SHV grundsätzlich keine eigenen Bestimmun-

gen enthält. In Ausnahmefällen werden jedoch primär aus Transparenzgründen oder zwecks Erhöhung 

der Lesbarkeit SKOS-konforme Bestimmungen in der SHV niedergeschrieben. 

2.3.1 Grundsätze 

Artikel 25 Massgebende SKOS-Richtlinien 

Der Grundsatz, dass sich die Bemessung der wirtschaftlichen Hilfe an den SKOS-Richtlinien zu orientie-

ren hat, wird neu bereits auf Gesetzesstufe festgehalten (vgl. Art. 48 Abs. 2 SHG). Im vorliegenden Arti-

kel ist nun eine konkrete Fassung der Richtlinien (sog. «statischer Verweis») für verbindlich zu erklären. 

Die SKOS-Richtlinien werden zurzeit in drei Etappen teilrevidiert. Auf das Inkrafttreten des SHG und der 

vorliegenden SHV per 1. Januar 2027 ist es möglich, die 2. Etappe mitzuberücksichtigen. Die 3. Etappe 

wird frühestens 2027 folgen und kann somit nicht berücksichtigt werden. Entsprechend wird die Fassung 

vom 1. Januar 2026 (6. Ausgabe, 2. Etappe) für verbindlich erklärt. 

Artikel 26 Berechnung der Bedürftigkeit 

Dieser Artikel dient der Berechnung der Ein- und Austrittsschwelle für die wirtschaftliche Hilfe. In Ab-

satz 1 werden analog zu den SKOS-Richtlinien die Positionen der materiellen Grundsicherung aufgelis-

tet. Für die Berechnung der Bedürftigkeit wird die materielle Grundsicherung um die in Absatz 2 genann-

ten Positionen ergänzt, sofern die Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Dies ist notwendig, weil die 

SKOS-Richtlinien diesbezüglich keine verbindlichen Vorgaben machen (vgl. SKOS-RL C.2 Abs. 3). Im 

Kanton Bern werden die IZU und EFB zwecks Vermeidung von unerwünschten Drehtüreffekten ange-

rechnet (vgl. bisheriger Art. 8b und 8e1). In Abweichung von den SKOS-Richtlinien sind fördernde situati-

onsbedingte Leistungen (SIL) jedoch nicht anzurechnen. 

Eine IZU oder ein EFB ist im Zeitpunkt der Gesuchstellung aber nur dann für die Bemessung der Bedürf-

tigkeit anzurechnen, wenn eine entsprechende Integrationsleistung oder Erwerbstätigkeit vor der Anmel-

dung tatsächlich erbracht worden ist und zu entsprechender Anreizleistung berechtigen würde. Zudem 

muss davon ausgegangen werden können, dass diese Integrationsleistung oder Erwerbstätigkeit fortdau-

ert. Ansonsten werden die Zulagen erst dann angerechnet, wenn die vereinbarte Eigenleistung nach-

weislich erbracht worden ist. 

Artikel 27 Einkommenspfändung 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 9 und wird unverändert übernommen. Mit diesem Artikel 

wird vermieden, dass bei einer laufenden Einkommenspfändung Sozialhilfe betreibungsrechtlich «abge-

schöpft» wird. 
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Artikel 28 Berufliche Vorsorge 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 8k1 und wird unverändert übernommen. Die in den 

SKOS-Richtlinien in Absatz 4 von Kapitel D.3.3 festgeschriebene Pflicht, bei älteren Arbeitslosen die 

Weiterführung der Altersvorsorge in der 2. Säule bis zum AHV-Vorbezug zu ermöglichen und die ent-

sprechenden Risikoprämien der 2. Säule mittels SIL zu übernehmen, soll für den Kanton Bern weiterhin 

nicht anwendbar sein. 

Artikel 29 Schuldentilgung 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 10 Absatz 1 und wiederholt der Vollständigkeit halber 

den gesetzlichen Grundsatz, wonach für das Tilgen von Schulden grundsätzlich keine wirtschaftliche 

Hilfe gewährt wird (vgl. Art. 46 Abs. 4 SHG). Ausnahmsweise können die Berücksichtigung und Tilgung 

von Schulden angezeigt sein, wenn dadurch eine bestehende oder drohende Notlage behoben oder ver-

mieden werden kann (Abs. 2). Zu denken ist insbesondere an die Übernahme ausstehender Krankenver-

sicherungsprämien oder die Begleichung von Mietzinsausständen zur Rettung eines Mietverhältnisses. 

2.3.2 Grundbedarf für den Lebensunterhalt 

Vorbemerkungen 

Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt war bisher in Artikel 8 Absatz 2 – 5 geregelt. Aus rechtsset-

zungstechnischen Gründen und zwecks Erhöhung ihrer Verständlichkeit werden die Bestimmungen neu 

in mehrere Artikel (Art. 30 – 33 SHV) aufgeteilt. Zusätzlich werden sie durch eine Sonderregel für Kinder 

aus dem Asylbereich, die für eine kurze Zeit noch als Asylsuchende (Status N) gelten, ergänzt (vgl. 

Art. 34 SHV). 

Die Ansätze für den hier geregelten Grundbedarf wurden infolge Teuerung bereits mit der Teilrevision 

der SHV, die am 1. Januar 2024 in Kraft getreten ist12, auf das Niveau der SKOS-Empfehlung für das 

Jahr 2022 angehoben. Im Rahmen der vorliegenden Totalrevision erfolgt keine weitere Anhebung der 

Ansätze. 

Artikel 30 Regulärer Ansatz 

Dieser Artikel entspricht dem heutigen Artikel 8 Absatz 2 und 3 und regelt die regulären Ansätze im All-

gemeinen (Abs. 1) und für junge Erwachsene (Abs. 2). Er wird neu ergänzt durch eine explizite Definition 

für «junge Erwachsene», die aber schon bis anhin Anwendung fand und auch der Definition der SKOS-

Richtlinien entspricht (vgl. Abs. 3). 

Artikel 31 Ansätze für vorläufig aufgenommene volljährige Personen 

Dieser Artikel entspricht dem heutigen Artikel 8 Absatz 4, 4a und 4b und wird unverändert übernommen. 

Das Bundesrecht verlangt, dass das Niveau der Sozialhilfe für die Personengruppe der vorläufig Aufge-

nommenen unter den Ansätzen der einheimischen Bevölkerung liegt. In der ordentlichen Sozialhilfe gilt 

für vorläufig aufgenommene volljährige Personen ein nach Aufenthaltsdauer abgestufter Ansatz. Nach 

dem Wechsel in den Geltungsbereich des SHG gelten zu Beginn weiterhin Ansätze, die nach ihrer Höhe 

den Ansätzen der Asylsozialhilfe nach SAFG entsprechen (Abs. 1). Nach Ablauf von zehn Jahren nach 

Erteilung der vorläufigen Aufnahme gilt der höhere Ansatz nach Absatz 2, der 85 Prozent des regulären 

Ansatzes entspricht. Der Ansatz nach Absatz 2 wird gleich wie der reguläre Ansatz durch eine Regelung 

für junge Erwachsene ergänzt. 

Artikel 32 Ansatz für vorläufig aufgenommene minderjährige Personen 

Dieser Artikel entspricht dem heutigen Artikel 8 Absatz 4c und wird unverändert übernommen. Bei vor-

läufig aufgenommenen minderjährigen Personen kommen die höheren Ansätze nach Artikel 31 Absatz 2 

 

 

12 RRB vom 6. Dezember 2023. 
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SHV umgehend zur Anwendung. So wird ihren besonderen Bedürfnissen nach Integration angemessen 

Rechnung getragen (Abs. 1). Wird eine vorläufig aufgenommene Person im Verlauf der Unterstützung 

volljährig, richtet sich die Unterstützung nach den Ansätzen für junge Erwachsene gemäss Artikel 31 Ab-

satz 3 SHV. 

Artikel 33 Ansatz für Schutzbedürftige mit Aufenthaltsbewilligung, anerkannte Staatenlose 

und Flüchtlinge in Kollektivunterkünften 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 8 Absatz 5 und bleibt im Grundsatz unverändert. Die Per-

sonengruppen der Schutzbedürftigen mit Aufenthaltsbewilligung, anerkannte Staatenlose und Flüchtlinge 

haben grundsätzlich Anspruch auf reguläre Ansätze nach Artikel 30 SHV. Falls sie aber im Zeitpunkt des 

Wechsels in die Gemeindezuständigkeit noch in einer Kollektivunterkunft leben, bedarf es eines entspre-

chend angepassten Ansatzes. 

Neu ist aber für die relevante Bezugsgrösse nicht mehr die Unterstützungseinheit heranzuziehen, son-

dern die sogenannte «Familieneinheit». In der Praxis hat sich gezeigt, dass bei Personen, welche in ei-

ner Kollektivunterkunft leben, das Kriterium der Unterstützungseinheit nicht sinnvoll ist. Die abgestuften 

Ansätze gemäss Anzahl der Personen sollen die bei der Lebensführung von zusammenlebenden Perso-

nen auftretenden Synergieeffekte angemessen berücksichtigen. Solche Synergieeffekte treten bei Fami-

lien, die in einer Kollektivunterkunft leben, nicht nur dann auf, wenn sie eine Unterstützungseinheit bil-

den. Auch Konkubinatspaare profitieren von solchen Synergieeffekten, zumindest dürfen solche ange-

nommen werden, wenn es sich um stabile Konkubinate handelt. Entsprechend ist der Begriff «Familien-

einheit» einzuführen, der einen breiteren Personenkreis erfasst als der Begriff «Unterstützungseinheit» 

(vgl. Abs. 3). 

Artikel 34 Ansatz für minderjährige Kinder vor dem Asylentscheid 

Nach Artikel 6 SAFV werden Neugeborene oder später eingereiste Kinder vom Geltungsbereich des 

SAFG ausgenommen, sofern je nach Konstellation ein Elternteil oder beide Elternteile bereits in den Gel-

tungsbereich des SHG fallen. Diese Kinder durchlaufen zuerst ein (verkürztes) Asylverfahren, um den 

von ihren Eltern abgeleiteten Status zu erhalten (sog. Einbezug). In dieser Zeit gelten sie als asylsu-

chende Personen. In der bisherigen Verordnung wurde dieser Anwendungsfall nicht ausdrücklich gere-

gelt, dies wird nun nachgeholt. Die betroffenen Kinder sind bis zu ihrem Asylentscheid gemäss ihrem 

Status als asylsuchende Personen zu unterstützen. Dieser Unterstützungsansatz hat gemäss bundesge-

setzlicher Vorgaben zwingend tiefer bemessen zu sein als derjenigen für die einheimische Bevölkerung 

(vgl. Art. 82 Abs. 3 AsylG13). Entsprechend wird auf den Ansatz für vorläufig Aufgenommene nach Artikel 

31 Absatz 1 SHV verwiesen, der dem Ansatz in der Asylsozialhilfe entspricht. Materiell ändert sich mit 

der Aufnahme dieses Artikels nichts, weil bereits heute dieser Ansatz Anwendung findet.14 

2.3.3 Hilfe in Notlagen 

Artikel 35 

Dieser Artikel entspricht grundsätzlich dem bisherigen Artikel 8l. Neu wird lediglich – gleich wie in Artikel 

47 SHG – nicht mehr von «eingeschränkter Sozialhilfe» gesprochen, sondern von Hilfe in Notlagen ge-

mäss Artikel 12 der Bundesverfassung (BV)15. Die unverändert übernommene Aufzählung in Absatz 1 ist 

bereits in Artikel 47 Absatz 1 SHG angelegt und entsprechend primär deklaratorischer Natur. Sie soll den 

Sozialdiensten die Einordnung im Vollzug erleichtern. In Absatz 2 wird wie bisher der Umfang der Hilfe in 

Notlagen umschrieben. Die Unterstützung ist dabei grundsätzlich nur vorübergehender Natur, und zwar 

 

 

13 Asylgesetz vom 26. Juni 1998 (AsylG; SR 142.31) 

14 Im Rahmen des Entlastungspakets 2018 wurde die damalige Praxis, diesen Kindern bereits den für ihre Eltern geltenden Ansatz auszurichten, abgeschafft. Siehe 

hierzu den RRB-Nr. 693/2017 «Entlastungspaket 2018 (EP 2018): Bericht des Regierungsrates an den Grossen Rat vom 28. Juni 2017», Nr. 44.7.10. 

15 Bundesverfassung vom 18. April 1999 der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV; SR 101) 
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bis zur pflichtgemässen Ausreise aus der Schweiz, die entweder selbstständig oder unter Zwang erfol-

gen kann. Auch im Rahmen der Hilfe in Notlagen ist besonderen Bedürfnissen der unterstützten Perso-

nen angemessen Rechnung zu tragen. Dies betrifft insbesondere die besonderen Schutzbedürfnisse von 

minderjährigen Kindern und Jugendlichen, aber auch von Personen mit gesundheitlichen Problemen und 

dergleichen. 

2.3.4 Wohnen 

Artikel 36 Junge Erwachsene 

Junge Erwachsene unterliegen einem erhöhten Armutsrisiko, da die Lebensphase zwischen 18 und 25 

Jahren von Übergängen geprägt ist (Ausbildung, Beruf, Familie). Im Kanton Bern waren im Jahr 2023 

10 Prozent aller Sozialhilfebeziehenden junge Erwachsene. Angesichts des Alters sollen einem Langzeit-

bezug von Sozialhilfe und damit hohen Folgekosten möglichst entgegengewirkt werden. Der Fokus in der 

Unterstützung dieser Personengruppe liegt entsprechend auf der Bildung, Ausbildung sowie auf einer 

guten Koordination und Kontinuität in der Begleitung. Die Wohnsituation kann in diesem Zusammenhang 

ein wichtiger und stabilisierender Faktor sein. Aus diesen Gründen muss eine situationsgerechte, ver-

hältnismässige und zumutbare Prüfung der Wohnsituation im Einzelfall erfolgen.  

In diesem Artikel wird neu explizit geregelt, welche Wohnkosten bei jungen Erwachsenen übernommen 

werden können. Er bildet damit das Gegenstück zu Artikel 30 Absatz 2 und Artikel 31 Absatz 3 SHV, die 

für junge Erwachsene je nach Wohnform unterschiedliche Ansätze für den GBL vorsehen. Von jungen 

Erwachsenen, die auf Unterstützung durch die Sozialhilfe angewiesen sind, wird grundsätzlich erwartet, 

dass sie kostengünstig wohnen. Eine eigene Wohnung wird nur ausnahmsweise finanziert. 

Bei jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene Erstausbildung wird grundsätzlich erwartet, dass sie 

noch bei ihren Eltern leben und die Eltern dabei den Wohnkostenanteil für ihr Kind finanzieren, sofern 

ihnen dies zumutbar ist (Abs. 1 Bst. a). Falls aber unüberbrückbare Konflikte mit den Eltern bestehen 

oder das Zusammenleben andere gewichtige negative Konsequenzen, insbesondere auf die Absolvie-

rung einer Ausbildung, hätte, werden stattdessen die Wohnkosten für ein Zimmer in einer Wohngemein-

schaft finanziert (Abs. 1 Bst. b). Im Falle von jungen Erwachsenen, die eine Erstausbildung abgeschlos-

sen haben, werden ebenfalls die anteilsmässigen Wohnkosten einer Wohngemeinschaft finanziert 

(Abs. 2). Ein eigener Haushalt, d. h. eine eigene Wohnung, kann in Ausnahmefällen finanziert werden, 

und zwar wenn wichtige Gründe im Sinne von Artikel 30 Absatz 2 Buchstabe c SHV respektive Artikel 31 

Absatz 3 Buchstabe c SHV vorliegen, oder aber der oder die junge Erwachsene an einer auf die arbeits-

marktliche Integration ausgerichteten Ausbildung oder Massnahme teilnimmt, einer angemessenen Er-

werbstätigkeit nachgeht oder eigene Kinder betreut (Art. 30 Abs. 2 Bst. d SHV resp. Art. 31 Abs. 3 Bst. d 

SHV). Diese Regelung gilt auch für junge Erwachsene mit einer vorläufigen Aufnahme. 

Artikel 37 Sicherheitsleistung bei Wohnungsmieten 

Dieser Artikel orientiert sich am bisherigen Artikel 11c1, erfährt aber eine grundsätzliche Anpassung. Bei 

der von einem Sozialdienst bevorschussten Sicherheitsleistung für Wohnungsmieten (Mietzinskaution) 

handelt es sich nicht um wirtschaftliche Hilfe, sondern faktisch um ein Darlehen der Gemeinde. Die im 

bisherigen Artikel vorgesehene Verrechnungsmöglichkeit bei laufender Unterstützung erwies sich aber 

mangels entsprechender Ermächtigung auf Gesetzesstufe als nicht zulässig. Eine Erweiterung der Aus-

nahmen vom Verrechnungsverbot auf die Bevorschussung von Mietzinskautionen ist im totalrevidierten 

SHG nicht vorgesehen (vgl. Art. 53 Abs. 2 SHG). Aus diesem Grund muss die unzulässige Verrech-

nungsmöglichkeit auch in der SHV gestrichen werden. In Absatz 4 wird neu explizit festgehalten, dass es 

sich beim bevorschussten Betrag um keine wirtschaftliche Hilfe handelt; dies entspricht der bisherigen 

Regelung.16 

 

 

16 Vergleiche die Erläuterungen zu Artikel 11c1 SHV im Vortrag des Regierungsrates vom 24. November 2021 zur Verordnung über die sozialen Leistungsangebote, 

S. 51 f. 
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Artikel 38 Referenzzinssatz bei Mietverhältnissen 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 8o und bleibt unverändert. Die Wohnkosten der unter-

stützten Personen stellen einen gewichtigen Ausgabeposten der Sozialhilfe dar. Entsprechend sind die 

Sozialdienste angehalten, systematisch dafür zu sorgen, dass tiefere Referenzzinssätze von den unter-

stützten Personen auch tatsächlich geltend gemacht werden. 

2.3.5 Obligatorische Krankenpflegeversicherung 

Artikel 39 Krankenkassenprämie 

Dieser Artikel stellt den Grundsatz auf, wonach mit Sozialhilfe unterstützte Personen ihre Krankenkas-

senprämienkosten soweit möglich optimieren sollten, und zwar nicht nur im Sinne von Artikel 40 Absatz 1 

Buchstabe b SHV, sondern insbesondere auch durch die Wahl eines kostengünstigen Grundversiche-

rungsmodells; zu denken ist hier beispielsweise an das Hausarztmodell. Kostengünstigere Grundversi-

cherungsmodelle sind heute Standard und sollten entsprechend auch von mit Sozialhilfe unterstützten 

Personen gewählt werden. Im Einzelfall kann dies nicht möglich sein, weil in der entsprechenden Region 

ein solches Modell nicht zur Verfügung steht oder ein kostengünstiges Modell nicht sinnvoll ist (Abs. 1). 

Die Sozialdienste beraten und unterstützen die bedürftigen Personen bei der Senkung ihrer Krankenkas-

senprämienkosten (Abs. 2). 

Artikel 40 Kostenübernahme 

Der bisherige Artikel 8h wird unverändert übernommen. Die Sozialhilfe übernimmt grundsätzlich nur bis 

zu einem Maximalbetrag die Differenz zwischen der ordentlichen Prämienverbilligung nach der Kantona-

len Krankenversicherungsverordnung vom 25. Oktober 2000 (KKVV)17 und der geschuldeten Kranken-

kassenprämie. Der Maximalbetrag wird ermittelt aus den Prämien der fünf günstigsten Krankenkassen 

bei tiefster Franchise nach Alterskategorie und Prämienregion (Abs. 1 Bst. b). Werden Personen neu mit 

wirtschaftlicher Hilfe unterstützt oder wechseln sie ihren Wohnort neu in den Kanton Bern, so sind sie 

angehalten, eine zu teure Krankenpflegeversicherung auf den frühestmöglichen Zeitpunkt hin zu wech-

seln, weil danach nur noch der oben genannte Maximalbetrag finanziert wird. In der Zwischenzeit wird 

ein Betrag, der zusammen mit der ordentlichen Prämienverbilligung der ganzen Prämie entspricht, finan-

ziert (vgl. Abs. 1 Bst. a und Abs. 3). 

Die Sozialdienste bezahlen den Krankenversicherern direkt die vollen, nicht verbilligten KVG-Prämien-

rechnungen. Damit soll verhindert werden, dass sozialhilfebeziehende Personen solche Beträge für an-

dere Zwecke verwenden könnten und der Kanton den Krankenversicherern die Prämien im Falle eines 

Verlustscheines gemäss Artikel 64a KVG18 noch einmal bezahlen müsste. Die individuelle Prämienverbil-

ligung (IPV) wird vollständig über die Sozialdienste ausgerichtet. Die Sozialdienste rechnen die IPV di-

rekt mit dem Amt für Sozialversicherungen (ASV) ab. 

2.3.6 Situationsbedingte Leistungen 

Artikel 41 Grundsatz 

SIL sind nach den gleichen Grundsätzen wie bisher zu gewähren (vgl. bisheriger Art. 8i Absatz 1 – 3). 

SIL haben ihre Ursache in der besonderen gesundheitlichen, wirtschaftlichen und familiären Lage einer 

unterstützen Person. Diese spezifischen Leistungen werden nur bei ausgewiesenem Bedarf gewährt 

(Abs. 1). Bei der Gewährung von SIL ist stets die Lebenssituation von Personen mit niedrigem Einkom-

men der jeweiligen Umgebung zu beachten (Abs. 2). Es gilt auch weiterhin der Grundsatz, dass bei einer 

Auswahl von gleichermassen zweckmässigen Angeboten das kostengünstigste zu gewähren ist (Abs. 3). 

  

 

 

17 BSG 842.111.1. 

18 Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) 
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Artikel 42 Private Motorfahrzeuge 

In diesem Artikel wird – unverändert zum bisherigen Artikel 8k – geregelt, in welchen Fällen eine unter-

stützte Person Beiträge an die Betriebs- und Unterhaltskosten eines Motorfahrzeugs erhalten kann. So 

hat sie nur dann Anspruch auf entsprechende Beiträge, wenn sie das Fahrzeug aus gesundheitlichen 

Gründen, zu Erwerbszwecken oder nach Würdigung der Umstände aufgrund einer abgelegenen Wohn-

lage benötigt (Abs. 1). Ob eine mit wirtschaftlicher Hilfe unterstützte Person ein privates Motorfahrzeug 

besitzen darf oder nicht, richtet sich nach den Vorgaben zu den Vermögensfreibeträgen. Führen aber der 

Betrieb und Unterhalt eines nach Absatz 1 als nicht benötigt eingestuften privaten Motorfahrzeugs zu fi-

nanziellen Nachteilen für im selben Haushalt lebende Familienangehörige oder dazu, dass sich die be-

dürftige Person verschuldet, so ist diese anzuweisen, die Nummernschilder zu hinterlegen (Abs. 2). Die 

Nichtbefolgung einer solchen Weisung stellt eine Pflichtverletzung dar und kann entsprechend sanktio-

niert werden. 

Artikel 43 Ausführungsbestimmungen 

Wie bisher (vgl. Art. 8i Abs. 4) erhält die GSI die Kompetenz, weiterführende Bestimmungen zur SIL mit-

tels einer Direktionsverordnung zu regeln und damit für den ganzen Kanton verbindlich festzulegen. Ins-

besondere geht es darum, für einzelne SIL Maximalbeträge festzulegen, soweit dies möglich und sinnvoll 

ist. Die Plafonierung aller SIL auf einen gewissen Betrag ist dagegen nicht umsetzbar. 

2.3.7 Integrationsmassnahmen und Anreizleistungen 

Artikel 44 Zumutbare Arbeit und Massnahmen zur beruflichen und sozialen Integration 

In diesem Artikel wird in unveränderter Form die Zumutbarkeit von Arbeit sowie von beruflichen und sozi-

alen Integrationsmassnahmen definiert (vgl. bisheriger Art. 8g). So sind bedürftige Personen verpflichtet, 

auch ausserhalb des erlernten Berufs eine Erwerbsarbeit zu suchen und anzunehmen; d. h. jede zumut-

bare Arbeit ist anzunehmen (Abs. 1). Diesbezüglich unterscheidet sich die Sozialhilfe von der Arbeitslo-

senversicherung. In Bezug auf berufliche und soziale Integrationsmassnahmen ist eine Teilnahme grund-

sätzlich zumutbar, sofern eine Person nicht aus gesundheitlichen Gründen oder wegen Betreuungsauf-

gaben daran verhindert ist (Abs. 2). 

Artikel 45 Angebote für Jugendliche und junge Erwachsene 

Dieser Artikel entspricht grundsätzlich dem bisherigen Artikel 8m, wird jedoch um arbeitsmarktliche Mas-

snahmen der Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) ergänzt. Die Sozialdienste haben in Bezug 

auf die berufliche Integration von Jugendlichen und jungen Erwachsenen primär die einschlägigen Ange-

bote der Regelstruktur zu nutzen. Die BKD hat im ganzen Kanton ein breit gefächertes Angebot instal-

liert, sei es in Form der regionalen Berufsinformationszentren (BIZ), die kostenlos Berufs-, Studien- und 

Laufbahnberatung anbieten, oder mit dem Case Management Berufsbildung. Im Einzelfall sind, sofern 

die Voraussetzungen hierfür erfüllt werden, auch die arbeitsmarktlichen Massnahmen (AMM) der RAV zu 

nutzen; dies können Motivationssemester oder Qualifizierungsmassnahmen zwecks direkten Berufsein-

stiegs sein. 

Artikel 46 Spracherwerb 

Sozialhilfebeziehende Personen sind angehalten, schnellstmöglich Grundkenntnisse in mindestens einer 

der beiden Amtssprachen des Kantons Bern (Deutsch oder Französisch) zu erlernen (vgl. Art. 43 SHG). 

An die Sprachkenntnisse sollen keine überhöhten Anforderungen gestellt werden. Bedürftige Personen 

sollen sich in einfachen Sätzen in Alltagssituationen verständigen können. Deshalb wird vorliegend fest-

gelegt, dass sie mindestens das Niveau A1 gemäss dem gemeinsamen europäischen Referenzrahmen 

(GER)19 erfüllen müssen. 

 

 

19 Das Niveau A1 wird nach GER wie folgt umschrieben: „A1 – Anfänger: Kann vertraute, alltägliche Ausdrücke und ganz einfache Sätze verstehen und verwenden, die 

auf die Befriedigung konkreter Bedürfnisse zielen. Kann sich und andere vorstellen und anderen Leuten Fragen zu ihrer Person stellen – z. B. wo sie wohnen, was für 
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Nach Artikel 43 Absatz 3 SHG besteht dann keine Pflicht zum Spracherwerb, wenn die Fähigkeit oder 

Möglichkeit zum Spracherwerb wesentlich beeinträchtigt sind, namentlich bei Behinderung, Krankheit 

oder anderen gewichtigen persönlichen Umständen. Die namentlich genannten Gründe stehen in Kon-

gruenz zu entsprechenden Bundesvorgaben im Ausländerrecht (vgl. Art. 58a Abs. 2 AIG). Entsprechend 

haben sich die Sozialdienste bei der Umsetzungspraxis in Einklang mit dem hierzu bestehenden Wei-

sungsrecht des SEM20 und der Rechtsprechung zu bewegen. 

Artikel 47 Integrationszulage für Nichterwerbstätige 

Das bisherige Recht kennt bereits eine IZU für Nichterwerbstätige (vgl. bisheriger Art. 8a), deren Höhe 

aber unabhängig von Art und Umfang der Integrationsleistung pauschal auf 100 Franken begrenzt ist. So 

haben beispielsweise Personen, die im zweiten Arbeitsmarkt tätig sind, unabhängig von ihrem Einsatzvo-

lumen nur einen Anspruch auf eine IZU von 100 Franken. Es kann dadurch zu unerwünschten Effekten 

kommen, da z. B. eine Erhöhung des Pensums nicht belohnt wird. Eine Abstufung je nach erbrachter 

Leistung und derer Bedeutung wird aus diesem Grund für sinnvoll erachtet. Neu wird analog zu den 

SKOS-Richtlinien eine Bandbreite von 100 bis 300 Franken vorgesehen (Abs. 3). Dabei kann die GSI 

nähere Vorgaben in einer Direktionsverordnung machen, insbesondere unter Beachtung des Einsatzpen-

sums (Abs. 4). 

In der Direktionsverordnung ist geplant zu regeln, dass erste Schritte in Richtung sozialer, sprachlicher 

und beruflicher Integration wie z. B. Freiwilligenarbeit, Stellensuche, Wahrnehmen von Therapien, Be-

such von Sprachkursen, sowie die Pflege von kranken Angehörigen und dergleichen, zu einer IZU von 

100 Franken berechtigen sollen. Darauf aufbauend sollen in einem nächsten Schritt arbeitsmarktnähere 

Integrationsleistungen zu einer höheren IZU berechtigen. Es ist angedacht, die Höhe der IZU dabei ab-

gestuft nach dem tatsächlich absolvierten Pensum festzulegen. 

Einen Anspruch auf eine höhere IZU soll die Teilnahme an Qualifizierungs-, Beschäftigungs- und Integra-

tionsangeboten, die Absolvierung von Ausbildungen, Vorlehren oder Praktika (sofern sie nicht zu einem 

EFB berechtigen, vgl. Art. 50 SHV) sowie Tätigkeiten im 2. Arbeitsmarkt auslösen. 

Die übrigen Voraussetzungen für den Erhalt einer IZU bleiben unverändert (Abs. 1). Es wird neu aber 

explizit die bestehende Praxis verankert, wonach befristete Arbeitseinsätze, die lediglich der Abklärung 

dienen, keinen Anspruch auf eine IZU auslösen (Abs. 2). Diese Einsätze dienen dazu, die Kooperations-

bereitschaft, die Arbeitsmarktfähigkeit sowie den Arbeitswillen zu klären. Sie kommen ebenfalls bei Ver-

dacht auf Sozialhilfemissbrauch zum Einsatz. Sie stellen keine besonderen Integrationsleistungen dar 

und berechtigen daher auch zu keiner Zulage. 

Artikel 48 Verfahren 

Die IZU ist mit der Zielvereinbarung zu verknüpfen. Die Voraussetzungen für die IZU sind jeweils vorgän-

gig in der Zielvereinbarung festzulegen und die Erfüllung der vereinbarten Integrationsleistung regelmäs-

sig zu überprüfen. Bei Bedarf ist die IZU anzupassen und entsprechend ist das Budget mittels Verfügung 

neu festzulegen. 

Artikel 49 Einkommensfreibetrag für Erwerbstätige 

Die Bestimmungen zum EFB für Erwerbstätige werden unverändert übernommen (vgl. bisheriger 

Art. 8d). Voraussetzungen für einen EFB sind das Erreichen des 16. Altersjahrs oder die Vollendung der 

obligatorischen Schulzeit sowie die Erwerbstätigkeit im ersten Arbeitsmarkt (Abs. 1). Die Höhe des EFB 

hängt vom Beschäftigungsgrad ab und weist weiterhin eine Bandbreite von 200 bis 600 Franken auf 

 

 

Leute sie kennen oder was für Dinge sie haben – und kann auf Fragen dieser Art Antwort geben. Kann sich auf einfache Art verständigen, wenn die Gesprächspartnerinnen 

oder Gesprächspartner langsam und deutlich sprechen und bereit sind zu helfen.“ (Quelle: http://www.europaeischer-referenzrahmen.de/)  

20 Siehe hierzu die Weisungen und Erläuterungen des Staatssekretariats für Migration SEM zu I. Ausländerbereich (Weisungen AIG) (Stand: 15. September 2025), 

Ziffer 3.3.1.5 ff.  
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(Abs. 2). Die Sonderregel für Alleinerziehende mit einem oder mehreren Kindern unter 16 Jahren wird 

beibehalten. Bei dieser Personengruppe liegt der EFB jeweils um 100 Franken höher (Abs. 3). 

Artikel 50 Einkommensfreibetrag während Praktikum 

Neu berechtigt unter gewissen Voraussetzungen auch die Absolvierung eines Praktikums zu einem EFB 

nach Artikel 49 SHV. Das entlöhnte Praktikum muss dabei im ersten Arbeitsmarkt absolviert werden und 

dem beruflichen Wiedereinstieg oder aber direkt nach Absolvierung einer beruflichen Qualifizierung dem 

Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt dienen. In diesen Fällen steht nicht die Ausbildung im Vordergrund, 

sondern es geht primär darum, mittels eines Zwischenschritts zusätzliche Praxiserfahrung und Routine 

zu sammeln, um danach den Schritt in eine ordentliche Anstellung zu schaffen. Dies ist oftmals notwen-

dig bei Personen, die zwar über eine Ausbildung verfügen, aber länger nicht mehr auf ihrem erlernten 

Beruf erwerbstätig waren. Oder auch im Nachgang nach einer beruflichen Qualifizierungsmassnahme 

(z. B. SRK-Pflegehelferinnenkurs) ist ein Zwischenschritt in Form eines Praktikums notwendig, um den 

Berufseinstieg zu ermöglichen. 

Artikel 51 Unterschreiten des Einkommensfreibetrags 

Diese Bestimmung wird aus dem bisherigen Recht unverändert übernommen (vgl. bisheriger Art. 8d 

Abs. 4). Der EFB wird als Abzug vom anrechenbaren Einkommen berücksichtigt. Verdient eine Person 

weniger, als der festgelegte EFB beträgt, kann der EFB nur in Höhe des tatsächlichen Einkommens ge-

währt werden. Ein höherer EFB als das erzielte Einkommen ist nicht möglich. 

Artikel 52 Einkommensfreibetrag während der Berufslehre 

Der Einkommensfreibeitrag während der Berufslehre von 300 Franken wird unverändert übernommen 

(vgl. bisheriger Art. 8e). Als Berufslehre gelten dabei weithin das Eidgenössische Fähigkeitszeugnis 

(EFZ) und das eidgenössische Berufsattest (EBA). Eine Vorlehre ist keine Berufslehre und berechtigt 

nicht zu einem EFB nach diesem Artikel. Der Anspruch auf einen EFB während der Berufslehre wird neu 

aber ausgeweitet auf Personen, die im Rahmen einer Nachholbildung für Erwachsene ein EFZ oder EBA 

erlangen. Würde ihr Arbeitspensum aber nach Artikel 49 SHV zu einem höheren EFB berechtigen, so 

haben sie Anspruch auf den höheren EFB (Abs. 2 Bst. a). Neu wird ebenfalls präzisiert, dass ein ent-

löhntes Praktikum im Rahmen einer schulischen Ausbildung, die zum Erwerb eines EFZ oder EBA führt, 

ebenfalls einen Anspruch auf einen EFB während der Berufslehre auslöst (Abs. 2 Bst. b). 

Artikel 53 Höchstgrenze 

Die Höchstgrenze pro Haushalt wird unverändert beibehalten (vgl. bisheriger Art. 8f). So dürfen die ge-

währten IZU und EFB pro Haushalt bis zu fünf Personen 850 Franken und pro Haushalt mit sechs und 

mehr Personen 1000 Franken pro Monat nicht übersteigen. Mit der Festlegung einer Höchstgrenze für 

die kumulierten Zulagen und Freibeträge pro Haushalt wird sichergestellt, dass die für die Ablösung von 

der Sozialhilfe massgebende Einkommensgrenze im bisherigen Rahmen verbleibt. 

2.3.8 Konkubinatsbeitrag 

Artikel 54 

Für die Bemessung des Konkubinatsbeitrags ist für die nicht unterstützte Person ein erweitertes Budget 

nach den Vorgaben der SKOS-Richtlinien zu erstellen (Abs. 1). Die SKOS-Richtlinien legen in ihrer Pra-

xishilfe «Erweitertes SKOS-Budget, Stand August 2024» dar, wie ein solches erweitertes Budget zu be-

rechnen ist. Ein allfälliger Überschuss ist der bedürftigen Person als Einnahme anzurechnen (Abs. 2). 

Sollte das Vermögen der nicht unterstützten Person die Vermögensfreibeträge für Leistungen aus Ge-

nugtuung und Integritätsentschädigung nach den SKOS-Richtlinien (vgl. SKOS-RL D. 3.1 Abs. 5) über-

steigen, so hat die um Unterstützung ersuchende Person keinen Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe 

(Abs. 3). Diese Regelung entspricht den Vorgaben der SKOS-Richtlinien zum Konkubinatsbeitrag (vgl. 

SKOS-RL D.4.4). 
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2.3.9 Verwandtenunterstützung bei Vermögensverzicht 

Artikel 55 – 57 

Diese Artikel entsprechen den bisherigen Artikeln 10b bis 10d und werden unverändert übernommen. 

Diese Bestimmungen sind per 1. Januar 2022 zwecks Umsetzung der Motion 236-2015 Müller (Langent-

hal SP) vor dem folgenden Hintergrund eingeführt worden: Oft tätigen Personen zu einem Zeitpunkt, an 

welchem noch keine finanzielle Notlage besteht, Schenkungen an ihre Nachkommen. Diese Personen 

haben in der Folge häufig keinen oder einen reduzierten Anspruch auf Ergänzungsleistungen, da ihr Ver-

mögensverzicht als Einnahme angerechnet wird (Art. 11a ELG21). Tritt in solchen Fällen eine Bedürftig-

keit auf, die zu einem Sozialhilfeanspruch führt, muss der Sozialdienst prüfen, ob die Verwandten in 

demjenigen Umfang unterstützungspflichtig werden, wie sie Vermögen von der bedürftigen Person erhal-

ten haben. Unterstützungspflichtig sind Verwandte in auf- und absteigender Linie, die in günstigen Ver-

hältnissen leben (Art. 328 Abs. 1 ZGB22). Bei der Berechnung von Verwandtenunterstützung sind in den 

SKOS-Richtlinien23 relativ grosszügige Einkommens- und Vermögenslimiten vorgesehen. Die begünstig-

ten Verwandten sollen aber vermehrt zur Verwandtenunterstützung verpflichtet werden. Bei der Ver-

wandtenunterstützungspflicht handelt es sich aber letztlich um Bundesmaterie (vgl. Art. 328 und 329 

ZGB). Im Streitfall können Verwandtenunterstützungsbeiträge nicht mittels Beschlusses der Sozialhilfe-

behörden von den Verwandten eingefordert werden. Können sich der Sozialdienst und die Verwandten 

nicht einigen, ist eine Zivilklage zu erheben. 

2.4 Rückerstattung und Nachzahlung 

Artikel 58 Verzicht auf Errichtung eines Grundpfands 

Auf die Errichtung eines vertraglichen Grundpfands zur Sicherung der Rückerstattungspflicht im Falle der 

Unterstützung einer Person bei vorhandenem Vermögen (Art. 55 SHG) kann unter den gleichen Gründen 

wie bisher verzichtet werden (vgl. bisheriger Art. 10a). Die drei Verzichtstatbestände sind davon geprägt, 

dass die Wirtschaftlichkeit und die persönlichen Umstände zu berücksichtigen sind. Die Sozialdienste 

können somit nach Ermessen in Einzelfällen darauf verzichten, ein Grundpfand zu errichten, soweit sich 

der Einzelfall unter einen der drei in diesem Artikel verankerten Verzichtstatbestände subsumieren lässt. 

Artikel 59 Freibeträge bei Vermögensanfall 

Für die Beurteilung der wesentlich verbesserten Verhältnisse bei Vermögensanfall ist wie bisher ein Ver-

mögensfreibetrag zu gewähren (vgl. bisheriger Art. 11b Abs. 3). Neu gelten die entsprechenden Vermö-

gensfreibeträge der SKOS-Richtlinien (Abs. 2). Demnach ist bei Einzelpersonen ein Vermögensfreibe-

trag von 30'000 Franken sowie bei Ehepaaren und eingetragenen Paaren von 50'000 Franken zu gewäh-

ren. Der Betrag erhöht sich für jedes minderjährige Kind um 15'000 Franken (vgl. SKOS-RL E.2.1 

Abs. 2). 

Artikel 60 Härtefall 

Ein Härtefallantrag kann neu nicht nur von der unterstützten Person selbst, sondern auch von weiteren 

rückerstattungspflichtig werdenden Personen, wie z. B. überlebenden Ehegatten und Kindern, gestellt 

werden. Die Härtefallgründe, wie sie im bisherigen Artikel 11c aufgeführt waren, bedürfen deswegen kei-

ner Anpassung und werden unverändert übernommen. Auch bei rückerstattungspflichtigen Drittperso-

nen, die unter Umständen mit Sozialhilfe unterstützt werden, ist je nach Ausgangslage zu prüfen, ob 

diese Pflicht die Erreichung der vereinbarten Ziele verhindern (Bst. a), ihre Integration gefährden (Bst. b), 

 

 

21 Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG; SR 831.30) 

22 Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB); SR 210 

23 Kapitel D.4.3 der SKOS-Richtlinien in der fünften Ausgabe vom 1. Januar 2021, siehe insb. die Praxishilfe «Berechnung der Verwandtenunterstützung, April 2021». 
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aufgrund der gesamten Umstände unbillig erscheinen (Bst. c), oder unter Berücksichtigung der finanziel-

len und persönlichen Situation unverhältnismässig erscheinen würde (Bst. d). Hinsichtlich der Annahme 

eines Härtefalls sind nicht ausschliesslich finanzielle, sondern auch persönliche, die einzelne Person be-

treffende Kriterien, zu berücksichtigen, beispielsweise ob jemand über eine längere Zeitspanne nicht-

entlohnte Arbeit, namentlich Betreuungsarbeit gegenüber Kindern oder anderen Angehörigen, geleistet 

hat. Die Integration wird gefährdet, wenn damit ein erhebliches Risiko einhergeht, dass eine (erneute) 

Sozialhilfeabhängigkeit entsteht. 

Artikel 61 Zinssatz 

Die Regelung für den Zinssatz wird in gleicher Form übernommen (vgl. bisheriger Art. 11a Abs. 2). Sie 

kommt für die Berechnung der Rückerstattung bei unrechtmässig bezogener wirtschaftlicher Hilfe zur An-

wendung (vgl. Art. 66 Abs. 2 SHG). 

Artikel 62 Nachzahlung von wirtschaftlicher Hilfe 

Dieser Artikel regelt die Voraussetzungen wie auch die Frist für eine Nachzahlung von wirtschaftlicher 

Hilfe, falls ein Sozialdienst fälschlicherweise zu wenig wirtschaftliche Hilfe ausbezahlt hat. In der Praxis 

kommt es immer wieder dazu, dass rechtzeitig gemeldete Veränderungen nicht oder verspätet in das So-

zialhilfebudget übertragen werden (z. B. Anrechnung eines höheren EFB, Gewährung von grundversor-

genden SIL für auswärtige Verpflegung während einer Integrationsmassnahme). Nachzahlungen sind 

nach dem vorliegenden Artikel dann zu tätigen, wenn einerseits ein unbestrittener Rechtsanspruch auf 

die Leistung besteht und andererseits der Fehler offensichtlich beim Sozialdienst lag und dieser weniger 

als ein Jahr nach der Anspruchsentstehung entdeckt wurde (Abs. 1 Bst. a und b). Eine solche Nachzah-

lung ist folglich auch nicht als Einnahme anzurechnen (Abs. 2). Die SKOS-Richtlinien empfehlen, in der 

kantonalen Gesetzgebung für solche Nachzahlungen eine Frist festzulegen (vgl. SKOS-RL E.3 Erläute-

rungen c). Aufgrund des Gegenwärtigkeitsprinzips, wonach Sozialhilfe nur für den aktuellen, tatsächlich 

existierenden Bedarf zu leisten ist, ist die Möglichkeit einer solchen Nachzahlung zu begrenzen. Die Frist 

von einem Jahr wird in Abwägung der öffentlichen und privaten Interessen als angemessen erachtet. 

Eine Nachzahlung ist ausgeschlossen, falls bereits der Rechtsanspruch auf eine Leistung bestritten ist. 

In diesen Fällen ist die Klientin oder der Klient auf den Rechtsweg zu verweisen. 

2.5 Abweichende Zuständigkeit 

Artikel 63 

Gestützt auf Artikel 79 SHG wird festgelegt, dass die Zuständigkeit für die Fallführung für eine bedürftige 

Person, die in den Geltungsbereich des SHG fällt, aber zugleich neu eine Unterstützungseinheit mit einer 

nach SAFG unterstützten erwachsenen Person bildet, an die zuständige Vollzugsstelle nach SAFG (d. h. 

regionaler Partner) übertragen wird (Abs. 1). Auf diese Weise kann die gesamte Unterstützungseinheit 

von der gleichen Vollzugsstelle betreut werden und es werden dadurch administrativ aufwendige, ge-

trennte Fallführungen vermieden. Übertragen wird dabei nur die Fallführung; d. h. die von der Übertra-

gung betroffene Person ist weiterhin nach SHG zu unterstützen. Die abweichende Zuständigkeit für die 

Fallführung nach Absatz 1 endet für die bedürftige Person im Geltungsbereich des SHG einerseits mit 

Ende der Bundesbeiträge für die erwachsene Person nach SAFG; in diesem Fall wechselt die gesamte 

Unterstützungseinheit gemeinsam zur Gemeinde. Andererseits endet die abweichende Zuständigkeit 

auch im Falle einer Trennung (Abs. 3). In der Praxis kommt es durch Heirat oder durch Neuanmeldung in 

der Sozialhilfe von Ehepaaren zu einer solchen neuen Unterstützungseinheit. 

Absatz 2 sieht eine Ausnahme vom Grundsatz der Übertragung der Fallführung dann vor, wenn die er-

wachsene Person im Geltungsbereich des SAFG in naher Zukunft sowieso in den Geltungsbereich des 

SHG wechseln wird; und zwar dann, wenn nur noch während weniger als sechs Monaten Bundesbei-

träge nach der Asylgesetzgebung geleistet werden. Für diese Konstellation findet sich mit dem neuen 

Artikel 6a SAFV die entsprechende Regelung für die nach SAFG unterstützten Personen. 
  



24 

 

2.6 Vollzug Zuständigkeitsgesetz (ZUG) 

Artikel 64 – 66 

Diese Artikel entsprechen den bisherigen Artikeln 13 bis 15 und bleiben unverändert. Diese drei Artikel 

regeln den Vollzug der interkantonalen Sozialhilfe gemäss ZUG, welcher der GSI bzw. dem AIS obliegt. 

2.6a Medizinische Notfallbehandlungen 

Aufgrund des Rückweisungsbeschlusses des Grossen Rats im Rahmen der 1. Lesung können zu die-

sem Themenbereich keine Regelungen in die Konsultationsfassung der SHV aufgenommen werden. 

2.7 Sozialinspektion 

Artikel 67 – 69 

Die Ausbildungs- und Sprachanforderungen an Sozialinspektorinnen und Sozialinspektoren, die formel-

len und inhaltlichen Vorgaben an Sozialinspektionsaufträge und die Ermächtigung zur Beweisaufnahme 

bleiben unverändert (vgl. bisherige Artikel 23a – 23c). 

Artikel 70 Berichterstattung 

Die Trägerschaften der Sozialdienste haben dem AIS jährlich über die durchgeführten Sozialinspektio-

nen und deren Ergebnisse Bericht zu erstatten (vgl. Art. 95 Abs. 4 SHG). Diese Berichterstattung hat 

nach den Vorgaben des AIS zu erfolgen. 

3. Aufsicht über die Sozialdienste (Art. 100 bis 110 SHG) 

3.1 Überprüfung durch die Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion 

Artikel 71 Periodizität der ordentlichen Überprüfung 

Gemäss Artikel 103 Absatz 1 SHG überprüft die zuständige Stelle der GSI die Sozialdienste regelmässig 

und risikobasiert; wobei der Regierungsrat das Nähere in der SHV zu regeln hat, insbesondere die Perio-

dizität für die ordentliche Überprüfung der Sozialdienste. 

Auf Verordnungsstufe wird nun festgelegt, dass die ordentliche Überprüfung der Sozialdienste durch die 

FASR in der Regel alle 5 Jahre durchgeführt wird. Die ursprünglich angedachte Frist von 3 Jahren erwies 

sich gestützt auf Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern der BKSE und des VBG sowie unter Be-

rücksichtigung der Kapazitäten der FASR als zu kurz. Die nun festgelegte längere und nicht zwingende 

Frist ermöglicht es der FASR auch, bei Bedarf flexibler und kurzfristiger auf Vorkommnisse zu reagieren, 

was den individuellen Situationen und Gegebenheiten in den Sozialdiensten besser Rechnung trägt. Die 

Überprüfung wird jeweils grundsätzlich vier Monate im Voraus angekündigt, damit sich alle Beteiligten 

darauf vorbereiten können.  

Artikel 72 Kriterien für zusätzliche Überprüfungen 

Neben ihrer ordentlichen Überprüfungstätigkeit wird die FASR auch zusätzliche, risikobasierte Überprü-

fungen machen. Die Auslöser für eine solche risikobasierte Überprüfung sind mannigfach. In den Buch-

staben a bis e sind in einer nicht abschliessenden Aufzählung die gängigsten Kriterien aufgezählt. Das 

konkrete Prüfintervall wird jeweils unter Berücksichtigung der Grösse, Struktur, Risikolage sowie Kom-

plexität des jeweiligen Sozialdiensts festgelegt und basiert auf einer Risikoanalyse der FASR. Insbeson-

dere werden dabei allfällige Mängel oder Empfehlungen aus vorherigen Überprüfungen (Bst. a) in die 

Beurteilung der Dringlichkeit einbezogen. 

Anzeichen auf Nichteinhaltung der gesetzlichen Vorgaben nach Buchstabe b können sich insbesondere 

im Rahmen der jährlichen Überprüfung der Lastenausgleichsabrechnung ergeben (vgl. Art. 140 SHG). 

Hinweise auf überprüfungsrelevante Vorfälle nach Buchstabe c können von der Sozialbehörde (vgl. 

Art. 110 SHG), von den Controllingverantwortlichen des Lastenausgleichs oder von Dritten stammen. 

Aber auch Datenauswertungen mittels NFFS können solche Hinweise geben. Es ist zudem vorgesehen, 
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dass die FASR ausgewählte Schwerpunktthemen mit erhöhten Risiken festlegt, denen sie im Rahmen 

der zusätzlichen Überprüfungen nachgehen wird (Bst. e). Beispielsweise kann die FASR den Schwer-

punkt auf bestimmte Zielgruppen oder Sachverhalte legen, denkbar sind beispielsweise Kinder, Jugendli-

che und junge Erwachsene in der Sozialhilfe. 

Auch zusätzliche Überprüfungen werden frühestmöglich im Voraus angekündigt, wobei in dringenden 

Fällen bzw. bei hoher Risikolage nötigenfalls vom ordentlichen Ablauf abgewichen werden muss. 

3.2 Informationspflicht 

Artikel 73 

Die Sozialbehörde und die zuständige Stelle der GSI können Dritte beauftragen, bei den Sozialdiensten 

Kontrollen im Rahmen der Aufsicht und Überprüfung durchzuführen und ihnen Bericht zu erstatten 

(Art. 108 SHG). Vor der Übertragung einer Aufsichts- oder Überprüfungsaufgabe haben sie sich gegen-

seitig darüber in Kenntnis zu setzen. Diese Regelung dient der gegenseitigen Transparenz sowie zur 

Nutzung von Synergien und Verhinderung von Doppelspurigkeit. 

4. Datenschutz und Fallführungssystem (Art. 111 bis 132 SHG) 

4.1 Schwellenwerte betreffend Datenbekanntgabe der Steuerbehörden 

Artikel 74 

In diesem Artikel werden für die Datenbekanntgabe durch die Steuerbehörden nach Artikel 118 Absatz 1 

Buchstabe b SHG Schwellenwerte definiert; d. h. zwecks Prüfung von Rückerstattungspflichten nach Ar-

tikel 64 ff. SHG erfolgt eine Datenbekanntgabe dann, wenn der betreffende Schwellenwert überschritten 

ist. Bei Personen, deren Vermögen den definierten Schwellenwert überschreitet, sind die Voraussetzun-

gen für eine Rückerstattungspflicht potenziell erfüllt; entsprechend lohnt es sich, eine mögliche Rücker-

stattungspflicht eingehender zu prüfen. 

4.2 Fallführungssystem 

4.2.1 Allgemeines 

Artikel 75 und 76 

Diese Artikel entsprechen den bisherigen Artikeln 23e und 23f, welche die Möglichkeit zur Verpflichtung 

der Trägerschaften der Sozialdienste für NFFS einführten. Diese Bestimmungen sind am 1. Dezember 

2025 in Kraft getreten. Die Festlegung von NFFS als das zu verwendende Fallführungssystem durch das 

AIS wird mit einer im Verlauf des Dezembers 2025 erscheinenden BSIG-Weisung bekannt gemacht. 

Das vom AIS festzulegende und bereitzustellende Fallführungssystem (d. h. NFFS) wird in allen nachfol-

genden Bestimmungen als «bereitgestelltes Fallführungssystem» gekennzeichnet; dies verschlankt im 

Folgenden den Erlasstext und erhöht dadurch die Lesefreundlichkeit. 

4.2.2 Betriebsorganisation 

Artikel 77 Allgemeines 

Die Betriebsorganisation bleibt gegenüber dem bisherigen Artikel 23g unverändert. Die Betriebsorganisa-

tion besteht insbesondere aus einem Führungsgremium, dessen Zusammensetzung, Aufgaben und 

Kompetenzen sowie Organisation und Beschlussfassung in den nachfolgenden Artikeln 78 – 80 SHV 

konkretisiert werden. 

Artikel 78 Zusammensetzung und Konstituierung des Führungsgremiums 

Das Führungsgremium setzt sich aus je drei Vertreterinnen und Vertretern der GSI, der DIJ, der Gemein-

den (Bestimmung durch den VBG) und der Sozialdienste (Bestimmung durch die BKSE) zusammen 

(Abs. 1). 



26 

 

Die offene Formulierung in Absatz 2 soll es dem Führungsgremium erlauben, zur Erfüllung seiner strate-

gischen und operativen Aufgaben weitere Personen oder Stellen ohne Stimmrecht beizuziehen, bei-

spielsweise die Partner der Arbeitsintegration. Nebst diesen Organisationen sind die Product Ownerin 

oder der Product Owner und die Servicemanagerin oder der Servicemanager Mitglieder des Führungs-

gremiums mit beratender Stimme. 

Das Führungsgremium kann zur Sicherstellung des Betriebs von NFFS weitere Teams einsetzen. Es 

sind ein Vorgabenteam, ein Anwenderteam und mehrere Fachteams vorgesehen: 

- Das Vorgabenteam arbeitet Vorgaben zur Nutzung von NFFS aus und analysiert bei bevorste-

henden Rechtsanpassungen deren Auswirkungen auf NFFS. In diesem Team sind der Kanton 

und die Nutzerorganisationen vertreten. 

- Das Anwenderteam sammelt und konkretisiert neue Bedürfnisse und Anforderungen an NFFS 

und ist für die Schulung der Anwenderinnen und Anwender zuständig. Dieses Team setzt sich 

ebenfalls aus Vertretenden der Nutzerorganisationen zusammen. 

- Die Fachteams unterstützen das Vorgaben- und das Anwenderteam bei der Bearbeitung von 

fachspezifischen Fragestellungen. 

Bei Bedarf können zudem spezialisierte Personen (Fachspezialistinnen und Fachspezialisten) beigezo-

gen werden. So wird das Vorgabenteam beispielsweise bei der Erarbeitung und späteren Anpassungen 

der Vorgaben für eine einheitliche Ablage hinsichtlich der Archivierung Spezialistinnen oder Spezialisten 

des Staatsarchivs beiziehen. 

Das Führungsgremium konstituiert sich in seiner Zusammensetzung selbst (Abs. 3). 

Artikel 79 Aufgaben und Kompetenzen des Führungsgremiums 

Das Führungsgremium ist für die strategischen und operativen Führungsaufgaben zuständig und soll im 

Rahmen der bewilligten Ausgaben insbesondere über Modalitäten des Betriebs und der Weiterentwick-

lung des Fallführungssystems befinden (in Bezug auf die Betriebsorganisation und insbesondere das 

Führungsgremium gelten die ordentlichen Bestimmungen des Finanzhaushaltsrechts). Es definiert seine 

strategischen und operativen Aufgaben sowie seine Abläufe in einer Geschäftsordnung. 

Das Gremium entscheidet über 

- die Weiterentwicklungsroadmap, 

- die Ablösung des Budgets für den Betrieb und die Weiterentwicklung im laufenden Jahr, 

- grössere oder umstrittene Investitionen im Rahmen der bewilligten Ausgaben und 

- die personelle Zusammensetzung von Arbeitsgruppen und Teams. 

Es verabschiedet Lieferantenverträge und Service Level Agreements mit den Lieferanten und Betreibern 

und ist Eskalationsstelle bei wesentlichen Betriebsstörungen oder suboptimalen Betriebsprozessen. 

Das Führungsgremium hat die Kompetenz, verbindliche Vorgaben zur Handhabung und Nutzung von 

NFFS und zur Einheitlichkeit der Archivierung zu machen. 

Artikel 80 Organisation und Beschlussfassung des Führungsgremiums 

Den Vorsitz des Führungsgremiums hat die Vorsteherin oder der Vorsteher des AIS. Das Führungsgre-

mium entscheidet grundsätzlich nach der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder, wobei 

dem Vorsitz bei Stimmengleichheit der Stichentscheid zukommt. 
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4.2.3 Betriebs- und Weiterentwicklungskosten 

Artikel 81 – 83 

Diese Artikel entsprechen im Grundsatz den bisherigen Artikeln 23h, 23i und 23 k. Der Stundenansatz 

von 100 Franken nach Artikel 81 Absatz 1 Buchstabe d SHV wird jedoch neu analog zur Festsetzung der 

Fallpauschalen gemäss Artikel 105 Absatz 1 SHV durch die GSI  jeweils auf Jahresbeginn im Umfang 

des für das Kantonspersonal beschlossenen Lohnsummenwachstums  (ohne Rotationsgewinne) neu 

festgesetzt (Art. 82 Abs. 2 SHV). 

5. Lastenausgleich Soziales (Art. 133 bis 152 SHG) 

5.1 Aufwand des Kantons 

5.1.1 Sozialinspektionen 

Artikel 84 – 86 

Die Finanzierung der von den Gemeinden selbst durchgeführten oder in Auftrag gegebenen Sozialin-

spektionen bleibt unverändert. Die Vergütung erfolgt durch das AIS, welches diese Aufwendungen dann 

dem Lastenausgleich Soziales zuführt (vgl. bisheriger Art. 32a – 32c). 

5.1.2 Fallführungssystem 

Artikel 87 Anrechenbare Aufwendungen für das bereitgestellte Fallführungssystem 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 32d und definiert in unveränderter Form die anrechenba-

ren Aufwendungen in Zusammenhang mit NFFS, die dem Lastenausgleich Soziales zugeführt werden 

können. 

5.2 Aufwand der Gemeinden 

5.2.1 Wirtschaftliche Hilfe 

Artikel 88 Allgemein 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 33 Absatz 1. Die Leistungen der von den Sozialdiensten 

der Gemeinden gewährten wirtschaftlichen Hilfe für bedürftige Personen sind von Gesetzes wegen las-

tenausgleichsberechtigt. Der vorliegende Artikel legt präzisierend fest, dass die Leistungen insoweit las-

tenausgleichsberechtigt sind, als sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und der SKOS-Richtli-

nien ausgerichtet wurden. 

Artikel 89 Abzug von Einnahmen und Inkassoprovision 

Dieser Artikel entspricht grundsätzlich der bisherigen Regelung von Artikel 33 Absatz 2 und 3 und erfährt 

lediglich eine kleine Ergänzung. In Absatz 1 wird in unveränderter Form aufgelistet, welche Einnahmen 

auf die gewährten Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe in Abzug zu bringen sind. 

In Absatz 2 wird festgelegt, bei welchen Einnahmen nach Absatz 1 Buchstabe c eine Inkassoprovision 

gewährt wird; d. h. es müssen nur 2/3 der erzielten Einnahmen in Abzug gebracht werden. Diese Rege-

lung erfährt bezüglich der Einnahmen aus Rückerstattungen folgende Ergänzung: Im Falle von Rücker-

stattungen nach Artikel 66 Absatz 2 SHG (Unrechtmässiger Bezug) wird dann keine Inkassoprovision 

gewährt, wenn die Rückerstattung notwendig wurde, weil der Sozialdienst wegen eines Versehens zu 

viel wirtschaftliche Hilfe ausgerichtet hatte. Es wäre unbillig, den Sozialdiensten in diesen Fällen eben-

falls eine Inkassoprovision zu gewähren, da dies vermeidbar gewesen wäre (vgl. Abs. 2 Bst. b). 

Mit der Inkassoprovision soll den Gemeinden respektive den Sozialdiensten ein Anreiz dafür gesetzt wer-

den, trotz zusätzlichem Aufwand die Einnahmen nach Absatz 1 Buchstabe c systematisch einzufordern 

und dadurch den Lastenausgleich Soziales zu entlasten. Von der Inkassoprovision ausgenommen sind 

weiterhin Kostenvergütungen nach ZUG, weil sie nicht von den Gemeinden, sondern zentral durch die 
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GSI geltend gemacht werden. Ebenfalls ausgenommen sind in der Regel Einnahmen aus Rückerstattun-

gen gemäss Artikel 65 Absatz 2 SHG (Bevorschussung von Leistungen Dritter), da sich eine Privilegie-

rung der Gemeinden für solche, üblicherweise ohne grossen zusätzlichen Aufwand zu realisierenden, 

Rückerstattungen nicht rechtfertigt. Diese Einnahmen sind aber dann ausnahmsweise inkassoprivilegiert, 

wenn der Sozialdienst für deren Inkasso den Rechtsweg beschreiten musste und somit ein zusätzlicher 

Aufwand notwendig war, um sie zu generieren (vgl. Abs. 2 Bst. c). 

In der Praxis wirft der Tatbestand nach Absatz 2 Buchstabe c, der unverändert übernommen wird, regel-

mässig Abgrenzungsfragen auf. Dabei ist zu beachten, dass mit der Inkassoprivilegierung nach Buch-

stabe c ein bei den Gemeinden anfallender zusätzlicher Aufwand abgegolten werden soll; normale Auf-

wendungen werden bereits mit einer Fallpauschale abgegolten. Ein solcher zusätzlicher Aufwand ist ge-

geben, wenn der Sozialdienst für das Inkasso den Rechtsweg beschreiten musste. Der Rechtsweg gilt 

dann als beschritten, wenn für die Durchsetzung des Anspruchs (d. h. Inkasso) ein Gericht angerufen 

werden musste. Wird beispielsweise ein Betreibungsverfahren gegen den Schuldner oder die Schuldne-

rin initiiert, muss der Sozialdienst nur dann ein Gericht anrufen, wenn der Schuldner oder die Schuldne-

rin einen Rechtsvorschlag erhoben hat; in diesen Fällen muss vor Gericht die Rechtsöffnung verlangt 

werden. Erst dieser Schritt gilt als Beschreiten des Rechtswegs; dies ist sachgerecht, weil erst jetzt ein 

zusätzlicher Aufwand beim Sozialdienst entsteht. 

Artikel 90 Ausschluss vom Lastenausgleich 

Wie bisher werden Leistungen einer Gemeinde dann vom Lastenausgleich ausgeschlossen, wenn die 

Gemeinde Ansprüche auf Refinanzierung gegenüber einer leistungspflichtigen Burgergemeinde oder 

(gestützt auf das ZUG) gegenüber einem anderen Kanton nicht (rechtzeitig) geltend machte. Die finanzi-

ellen Folgen sind in diesen Fällen allein von der fehlbaren Gemeinde zu tragen (vgl. bisheriger Art. 33 

Abs. 4 und 5). 

Artikel 91 Bestattungskosten 

Bestattungskosten stellen weiterhin keine wirtschaftliche Hilfe dar und sind entsprechend nicht lasten-

ausgleichsberechtigt (vgl. bisheriger Art. 33a). Zahlungspflichtig ist die Wohn- respektive Aufenthaltsge-

meinde der verstorbenen Person, die für die unentgeltliche «schickliche Bestattung» von mittellosen Per-

sonen zuständig ist. 

5.2.2 Andere Beweiserhebungen 

Artikel 92 

Vertrauensärztliche Abklärungen sind andere Beweiserhebungen im Sinne von Artikel 135 Absatz 1 

Buchstabe d SHG und wie bisher insoweit lastenausgleichsberechtigt, als sie nicht von den Sozialversi-

cherungen getragen werden (vgl. bisheriger Art. 33b). 

5.2.3 Nichteinbringliche Kosten für Rettungseinsätze 

Artikel 93 

Nichteinbringliche Kosten für Rettungseinsätze (z. B. der Rega) sind nach Artikel 135 Absatz 1 Buch-

stabe f SHG lastenausgleichsberechtigt, sofern die Kostenbeteiligung des Sozialdiensts in Übereinstim-

mung mit den Richtlinien zur teilweisen Übernahme nicht einbringlicher Kosten von Rettungseinsätzen 

zu Lasten der öffentlichen Fürsorge (Sozialhilfe) der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und 

Sozialdirektoren (SODK) vom 14. Mai 1992 erfolgt ist. 

Voraussetzungen für die Geltendmachung der Forderungen sind: 

- Unaufschiebbarkeit der Hilfestellung und Vorliegen eines Notfalls, 

- Verhältnismässigkeit des Rettungs- und Transportmittels, 

- Gemeinnützigkeit der Rettungsorganisation, 

- Nachweis der Uneinbringlichkeit der Rettungskosten sowie 



29 

 

- das (stillschweigende) Einverständnis der betroffenen Person, dass die Sozialhilfe einbezogen 

wird. 

Wichtig ist, dass auch für diese Kosten das in der Sozialhilfe geltende Subsidiaritätsprinzip zur Anwen-

dung kommt. Das heisst, die Aufwendungen werden abzüglich allfälliger Kostenvergütungen Dritter und 

nur bei Uneinbringlichkeit der Kosten für einen Rettungseinsatz (d. h. Bedürftigkeit der betroffenen Per-

son) übernommen. 

5.2.4 Aufwendungen für die Besoldung und Weiterbildung 

Vorbemerkung 

Die bisherigen Bestimmungen zu den Fallpauschalen und deren Höhe bleiben inhaltlich grundsätzlich 

unverändert. Am Abgeltungssystem der Besoldungs- und Weiterbildungskosten für das in der Sozialhilfe 

tätige Personal in Form von Fallpauschalen wird im Rahmen der Totalrevision der SHV festgehalten. 

Neu werden die Fallpauschalen für die Aufgabenerfüllung nach SHG und nach IBG separat in eigenen 

Unterkapiteln aufgeführt; dies dient der deutlicheren Abgrenzung dieser zwei Aufgabenbereiche, die in 

unterschiedlichen Gesetzen geregelt sind. Ferner ist die Bestimmung zu den Anforderungen an das Per-

sonal im Vollzug des Inkassos und der Bevorschussung nach IBG aus den gleichen Gründen vom Kapi-

tel 1 des Erlasstextes in das vorliegende Kapitel verschoben worden. Aus systematischen Gründen ist 

auch der bisherige Artikel 11 in dieses Kapitel verschoben worden. Neu sind die Ausführungsbestimmun-

gen zum Beitrag an zweisprachige Gemeinden (vgl. Art. 100 SHV) und eine Abrechnungsregel im Falle 

des Austritts einer Gemeinde aus einem gemeinsamen Sozialdienst (vgl. Art. 107 SHV). 

5.2.4.1 Pauschalen für das im Bereich der Sozialhilfe tätige Personal 

Artikel 94 Fallpauschalen 

Absatz 1 dieses Artikels entspricht dem bisherigen Artikel 34c Absatz 1. Die Gemeinden können für die 

im Bereich der Sozialhilfe bearbeiteten Fälle Pauschalen in den Lastenausgleich eingeben. Damit erfolgt 

eine Leistungsabgeltung, die die Besoldung und Weiterbildung des im Vollzug der Sozialhilfe tätigen Per-

sonals abdeckt. Dies wird in erster Linie das Personal der Sozialdienste sein, kann aber vor allem in klei-

neren Gemeinden auch Personal anderer Organisationseinheiten der Gemeindeverwaltung betreffen, 

sofern sie administrative Aufgaben nach SHG übernehmen (Abs. 1). 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen Artikel 11. Er regelt die Eingabe von Fallpauschalen, falls die Träger-

schaft eines Sozialdienstes den Vollzug der Sozialhilfe für Personen des Asylbereichs und Staatenlose 

nach Artikel 78 Absatz 1 SHG an eine andere öffentliche oder private Trägerschaft übertragen hat (vgl. 

Art. 82 SHG). Ist dies der Fall, so kommen die Artikel 95 ff. SHV ebenfalls zur Anwendung. 

Artikel 95 Pauschale für die wirtschaftliche Hilfe 

Absatz 1 und 2 regelt die Pauschale für die wirtschaftliche Hilfe und entspricht dem heutigen Artikel 34d 

Absatz 1 und 2. Als Fall wirtschaftlicher Hilfe gilt weiterhin eine «Unterstützungseinheit», der im Laufe 

des Kalenderjahrs wirtschaftliche Hilfe ausgerichtet wird (Abs. 2). Die Definition der Unterstützungsein-

heit wird neu in einem eigenen Artikel (vgl. Art. 97 SHV) geregelt, weil sie auch für die Pauschale für die 

präventive Beratung nach Artikel 96 SHV relevant ist. 

Unverändert gelten als Fall wirtschaftlicher Hilfe auch Fälle, bei denen im gleichen Kalenderjahr zwar 

keine wirtschaftliche Hilfe an die betreffenden Personen ausgerichtet wurde, aber vom kommunalen 

Dienst (i. d. R. der Sozialdienst) an diese stationäre oder ambulante Leistungen nach KFSG vermittelt 

haben. Die Pauschale deckt den Aufwand dieser Stellen für ihre Vermittlungstätigkeit sowie für ihre Be-

rechnung der Kostenbeteiligung der unterhaltsberechtigten Personen nach KFSG (Abs. 3). 

Mit dem neu aufgenommenen Absatz 4 wird geklärt, dass bei einem Fall nach Absatz 3 im gleichen Ka-

lenderjahr nicht zusätzlich eine Pauschale für eine erfolgte präventive Beratung in den Lastenausgleich 

eingegeben werden darf. Wurde in diesen Fällen auch präventive Beratung geleistet, so gilt diese Arbeit 

durch die Pauschale für die wirtschaftliche Hilfe ohne Weiteres als mitabgedeckt. 
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Artikel 96 Pauschale für die präventive Beratung 

Die im bisherigen Artikel 34e geregelte Pauschale für die präventive Beratung wird unverändert über-

nommen. Wesentlich ist insbesondere Folgendes: 

Bei Fällen präventiver Beratung wird reine sozialarbeiterische Beratung geleistet. Es wird weder wirt-

schaftliche Hilfe ausgerichtet, noch wird die Beratungsabgeltung über Dritte (z. B. KESB für Abklärungen 

zur gemeinsamen elterlichen Sorge) gedeckt. Sofern nach einer präventiven Beratung im Laufe des Jah-

res eine Unterstützungseinheit eröffnet wird, wird dieser Fall zu einem Fall wirtschaftlicher Hilfe. Doppel-

zählungen sind demnach nicht zulässig. 

Die Begrenzung der Lastenausgleichsberechtigung der Pauschalen für präventive Beratungen wird von 

bisher 25 Prozent neu auf 30 Prozent erhöht, um den Sozialdiensten mehr Spielraum bei der Präventi-

onsarbeit zu geben. Gibt eine Gemeinde beispielsweise 120 Fälle wirtschaftlicher Hilfe in den Lastenaus-

gleich ein, so kann sie maximal 36 Fälle präventiver Beratung abrechnen (Abs. 3). Eine Begrenzung ist 

weiterhin angezeigt, um ein Kostenrisiko zu vermeiden. 

Artikel 97 Unterstützungseinheit 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 34d Absatz 3 und 4, der materiell unverändert übernom-

men wird. Unter einer Unterstützungseinheit (Dossier) wird die wirtschaftliche Einheit verstanden, die für 

die Leistungsberechnung und Leistungsausrichtung relevant ist. Neben Einzelpersonen umfasst eine Un-

terstützungseinheit die im gleichen Haushalt lebenden und von Rechts wegen zu Unterhalt oder Unter-

stützung verpflichteten Personen. Konkubinatspaare und volljährige Kinder bilden entsprechend keine 

Unterstützungseinheit, sondern gelten als Einzelpersonen (Abs. 1). Stationär untergebrachte Kinder und 

Erwachsene bilden jeweils eine eigene Unterstützungseinheit und werden aus einer Familienunterstüt-

zungseinheit herausgelöst (Abs. 2). Werden Kinder gemeinsam mit ihren Eltern oder einem Elternteil sta-

tionär untergebracht, bleibt die Unterstützungseinheit bestehen. 

Artikel 98 Pauschale für das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen 

Die Pauschale für das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen nach Artikel 58 SHG wird unverändert übernom-

men (vgl. bisheriger Art. 34f). 

Artikel 99 Praktikantinnen und Praktikanten 

Wie bisher können die effektiven Besoldungsaufwendungen (Bruttolöhne plus Sozialleistungen Arbeitge-

ber) für Praktikantinnen und Praktikanten einer Fachausbildung im Sozialbereich dem Lastenausgleich 

zugeführt werden (vgl. bisheriger Art. 35). Die DIJ beteiligt sich weiterhin hälftig an den der GSI so ent-

stehenden Kosten (Art. 10 Abs. 1 ZAV24). Die GSI stellt der DIJ jährlich eine Rechnung, welche dann den 

Lastenausgleich Soziales im Folgejahr entlastet. 

Artikel 100 Beitrag an zweisprachige Gemeinden 

Gestützt auf Artikel 136 Absatz 2 Buchstabe b SHG kann der Kanton zweisprachigen Gemeinden ge-

mäss Artikel 51 des Sonderstatutsgesetzes (SStG)25, d. h. den Gemeinden Biel/Bienne und Leubringen, 

einen angemessenen Beitrag an die Mehrkosten leisten, die aufgrund der Zweisprachigkeit ihres Sozial-

dienstes anfallen. Die GSI kann maximal 200'000 Franken pro Jahr und Gemeinde sprechen (Abs. 1). 

Es werden nur Mehrkosten anerkannt, die infolge der Zweisprachigkeit ausserhalb des Tagesgeschäfts 

einmalig anfallen. Dies sind primär die Übersetzung von bestehenden oder neu erstellten Dokumenten, 

 

 

24 Verordnung vom 19. September 2012 über die Zusammenarbeit der kommunalen Dienste mit den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden und die Abgeltung der 

den Gemeinden anfallenden Aufwendungen (ZAV; BSG 213.318) 

25 Gesetz vom 13. September 2004 über das Sonderstatut des Berner Juras und über die französischsprachige Minderheit des Verwaltungskreises Biel/Bienne (Son-

derstatutsgesetz, SStG; BSG 102.1) 
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seien dies Merkblätter, Formulare und dergleichen für den Vollzug der Sozialhilfe oder für interne Ab-

läufe und das IKS. Die darauffolgenden Aktualisierungen und Bewirtschaftungen dieser Dokumente ge-

hören zum Tagesgeschäft, das durch den Sozialdienst in der regulären Aufgabenerfüllung sichergestellt 

werden muss. Die reguläre Aufgabenerfüllung in zwei Amtssprachen (z. B. Beratungsgespräche, Dos-

sierarbeit) ist dadurch sicherzustellen, dass entsprechendes zweisprachiges Personal rekrutiert wird. 

Diese Kosten werden nicht als Mehrkosten im Sinne dieser Bestimmung anerkannt. Zudem müssen 

diese Mehrkosten mit Antragsstellung an die GSI nachgewiesen sein. 

Artikel 135 Absatz 1 Buchstabe b i. V. m. Artikel 136 Absatz 2 SHG gibt vor, dass der Beitrag als Auf-

wand der Gemeinde in den Lastenausgleich eingegeben werden kann (Abs. 2). 

Der Antrag ist spätestens mit der Datenlieferung nach Artikel 111 Absatz 1 SHV und somit spätestens 

per Ende März für das vorangehende Kalenderjahr beim AIS zu stellen (Abs. 3). 

5.2.4.2 Pauschalen für das im Bereich des IBG tätige Personal 

Artikel 101 Fallpauschalen 

Dieser Artikel, der dem bisherigen Artikel 34c entspricht, stützt sich auf Artikel 12 Absatz 2 IBG ab. Da-

nach kann durch Verordnung vorgesehen werden, dass die Verwaltungskosten nach den Vorgaben der 

GSI in den Lastenausgleich eingegeben werden können. Die Gemeinden können für ihre Aufwendungen 

für die Besoldung und Weiterbildung des im Vollzug des Inkassos und der Bevorschussung von Unter-

haltsbeiträgen nach IBG tätigen Personals Fallpauschalen in den Lastenausgleich eingeben. Vorausge-

setzt wird, dass das Personal die Anforderungen nach Artikel 102 SHV erfüllt. 

Artikel 102 Anforderungen an das Personal 

Dieser Artikel entspricht dem bisherigen Artikel 3d und bleibt unverändert. Eine Spezialisierung im Be-

reich der sogenannten «Alimentenhilfe» oder ausreichende Erfahrung wird als Voraussetzung verlangt, 

damit die Gemeinde die Besoldungs- und Weiterbildungskosten des Personals im Lastenausgleich ein-

geben kann. So ist sichergestellt, dass das Personal professionell arbeiten und daher möglichst gute In-

kassoerfolge erzielen kann. 

Artikel 103 Pauschale für das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen 

Dieser Artikel legt die Pauschale für die Tätigkeit der Inkassohilfe nach Artikel 1 und 1a IBG fest und 

bleibt materiell unverändert (vgl. bisheriger Art. 34f). Die Bewirtschaftung der Verlustscheine stellt unter 

den gleichen Voraussetzungen wie im Bereich des SHG einen Inkassofall dar (Abs. 2 Bst. b). Die Höhe 

der Pauschale ist die gleiche wie für das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen im Bereich des SHG; neu wird 

auf diese Pauschale verwiesen (Abs. 1).  

Artikel 104 Pauschale für die Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen 

Dieser Artikel entspricht materiell dem bisherigen Artikel 34g. Als Fall gelten alle aktiven Dossiers zu Be-

vorschussungen von Kindesunterhalt (mit oder ohne Inkassotätigkeit) nach Artikel 3 IBG. Die Pauschale 

für Bevorschussungsfälle ist etwas höher als für Inkassofälle, da jährlich die Einkommens- und Vermö-

genssituation geprüft werden muss, wodurch ein administrativer Mehraufwand entsteht, welcher zusätz-

lich abgegolten wird. 

5.2.4.3 Weitere Bestimmungen 

Artikel 105 Festlegung der Pauschalen 

Die Fallpauschalen sind weiterhin jährlich auf Jahresbeginn im Umfang des für das Kantonspersonal be-

schlossenen Lohnsummenwachstums (ohne Rotationsgewinne) neu festzusetzen (vgl. bisheriger Art. 

36). Der vorliegende Artikel erteilt der GSI die Kompetenz, die einzelnen lastenausgleichsberechtigen 

Fallpauschalen nach den vorangegangenen Kapiteln entsprechend neu festzusetzen. 

Die jährliche Anpassung der Fallpauschalen kann praxisgemäss jeweils erst anfangs des Jahres umge-

setzt werden, weil das Kantonsbudget erst in der Wintersession vom Grossen Rat beschlossen wird und 
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gestützt darauf der Regierungsrat im Dezember die Lohnmassnahmen für das Folgejahr beschliessen 

kann. Die jährliche Anpassung für das Jahr 2027 kann aufgrund des Inkrafttretens der vorliegenden Ver-

ordnung per 1. Januar 2027 folglich nicht im Rahmen der Totalrevision stattfinden, sondern muss an-

fangs 2027 separat festgesetzt werden. 

Artikel 106 Festlegung des lastenausgleichsberechtigten Betrags 

Die Berechnungsweise des lastenausgleichsberechtigen Betrags bleibt unverändert (vgl. bisheriger 

Art. 36b). Für die Festsetzung der lastenausgleichsberechtigten Aufwendungen wird im Einklang mit der 

ZAV jeweils ein Zweijahresdurchschnitt berechnet (Abs. 2). Damit haben die Sozialdienste im Falle grös-

serer Veränderungen in den Fallzahlen von einem auf das andere Jahr eine bessere Planungssicherheit 

betreffend Personaletat. Diese Regelung wird neu ergänzt mit einer Sonderregel für den Fall, dass eine 

Gemeinde aus einem gemeinsamen Sozialdienst austritt (vgl. nachfolgend Art. 107 SHV). 

Artikel 107 Austritt einer Gemeinde 

In den vergangenen Jahren sind Gemeinden vermehrt aus gemeinsamen Sozialdiensten ausgetreten. 

Die bisher geltende Regelung, wonach es Aufgabe der beteiligten Gemeinden ist, die aufgrund der Zwei-

jahresbetrachtung nach Artikel 106 Absatz 2 SHV entstehenden finanziellen Auswirkungen zu regeln, 

führte immer wieder zu Konflikten. In der Praxis konnten die betroffenen Gemeinden selten eine für 

beide Parteien befriedigende Lösung finden respektive wurde dieses Szenario in den entsprechenden 

Reglementen nicht antizipiert. Die bisherige Regelung ging zu Lasten der austretenden Gemeinde res-

pektive des neuen Sozialdienstes, was nicht sachgerecht war. Aus diesem Grund wird in Absatz 1 neu 

folgende verbindliche Anrechnungsregel aufgestellt, sofern der alte und der neue Sozialdienst keine Ver-

einbarung treffen können (Abs. 2): Tritt eine Gemeinde aus einem gemeinsamen Sozialdienst aus, wer-

den die auf diese Gemeinde fallenden Fallpauschalen des Kalenderjahrs des Austritts für die Berech-

nung nach Artikel 106 Absatz 2 SHV (Zweijahresdurchschnitt) für das Jahr nach dem Austritt beim neuen 

Sozialdienst angerechnet (Abs. 1). 

Beispiel: Tritt eine Gemeinde per Ende 2025 aus einem gemeinsamen Sozialdienst X aus und sind im 

Jahr 2025 (Kalenderjahr des Austritts) 100 Fallpauschalen dieser Gemeinde zuzurechnen, werden diese 

100 Fallpauschalen für die Berechnung des lastenausgleichsberechtigten Betrags des neuen Sozial-

dienstes Y für das folgende Abrechnungsjahr 2026 (= Durchschnitt der Fallzahlen von 2025 und 2026) 

als Zahlen für das Jahr 2025 miteinberechnet; d. h. die 100 Fallpauschalen werden für die Berechnung 

des Zweijahresdurchschnitts 2025/2026 beim neuen Sozialdienst Y eingerechnet. Die lastenausgleichs-

berechtigten Fallpauschalen für das Abrechnungsjahr 2026 fallen für den Sozialdienst Y entsprechend 

höher aus. Im Gegenzug werden die 100 Fallpauschalen der wechselnden Gemeinde beim Sozialdienst 

X in Abzug gebracht. 

5.2a Selbstbehalt und Kompensation in der Sozialhilfe 

Aufgrund des Rückweisungsbeschlusses des Grossen Rats im Rahmen der 1. Lesung können zu die-

sem Themenbereich keine Regelungen in die Konsultationsfassung der SHV aufgenommen werden. 

5.3 Verfahren 

Artikel 108 Abrechnung der Aufwendungen bei Gemeinden mit einem gemeinsamen Sozial-

dienst 

Gewisse Abrechnungsvorgaben werden bereits durch das SHG vorgegeben. So hat grundsätzlich jede 

Gemeinde mit dem AIS den lastenausgleichsberechtigten Aufwand separat abzurechnen (vgl. Art. 139 

Abs. 1 SHG). 

Im Falle von Gemeinden mit einem gemeinsamen Sozialdienst bedarf es besonderer Abrechnungsre-

geln. In diesen Fällen sind mindestens die Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe nach Artikel 135 Absatz 

1 Buchstabe a SHG von der Trägerschaft des Sozialdienstes aufgeschlüsselt nach Gemeinden abzu-

rechnen (vgl. Art. 139 Abs. 2 SHG). Nach Absatz 1 von Artikel 108 SHV können Gemeinden die Sitzge-

meinde oder die Trägerschaft des Sozialdienstes auch für die Abrechnung der in Absatz 2 genannten 
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Aufwendungen für allein zuständig erklären; es besteht aber Wahlfreiheit. Wird die Sitzgemeinde oder 

die Trägerschaft des Sozialdienstes zur Abrechnung ermächtigt, so dürfen die entsprechenden Aufwen-

dungen aller angeschlossenen Gemeinden ausschliesslich von der Sitzgemeinde oder der Trägerschaft 

abgerechnet werden (Abs. 3). Nur so ist gewährleistet, dass die von den Gemeinden eingegebenen Auf-

wendungen für das AIS nachvollziehbar bleiben und sich der Bearbeitungs- und Überprüfungsaufwand in 

Grenzen hält. 

In Absatz 4 wird für den Fall, dass ein Verein die Trägerschaft des Sozialdienstes übernimmt, wie im bis-

herigen Recht festgehalten, dass die Mitgliedsgemeinden für die Verbindlichkeiten des Vereins gegen-

über dem Kanton aus der Lastenausgleichsabrechnung haften. Eine entsprechende Regelung für den 

Gemeindeverband erübrigt sich aufgrund von Artikel 135 des Gemeindegesetzes (GG)26. 

Artikel 109 Abrechnung der Aufwendungen für regionale soziale Leistungsangebote 

Die Abrechnungsvorgaben für Aufwendungen für regionale soziale Leistungsangebote nach dem SLG 

bleiben unverändert (vgl. bisheriger Art. 42 Abs. 3). 

Artikel 110 Rechnungsführung 

Die Vorgaben an die Rechnungsführung bleiben unverändert (vgl. bisheriger Art. 43). Diese Bestimmung 

verweist auf die entsprechenden Weisungen des Amtes für Gemeinden und Raumordnung (AGR). 

Artikel 111 Allgemeine Datenlieferung 

Der Artikel regelt die allgemeine Datenlieferung der Gemeinden respektive der Trägerschaften der Sozi-

aldienste an das AIS zwecks Überprüfung der lastenausgleichsberechtigen Aufwendungen. Er entspricht 

dem bisherigen Artikel 44 Absatz 1, 3 und 5 und bleibt unverändert. 

Sobald ein Sozialdienst mit NFFS arbeitet, können vom Sozialdienst die statistischen Daten über die 

Schnittstelle HelloData für das AIS freigegeben werden (=liefern); das AIS kann dann diese Daten auf 

HelloData abrufen. Sozialdienste, die noch kein NFFS verwenden, müssen bis zur Umstellung die statis-

tischen Daten (Differenzierte Wirtschaftliche Hilfe [DWH]) weiterhin in einem Excel erfassen und dem AIS 

digital einreichen. Die heute von den Sozialdiensten genutzten Fallführungssysteme sind so program-

miert, dass das vom Kanton zur Verfügung gestellt Excel automatisch abgefüllt wird. 

Die Sozialhilferechnung (SHR) ist auch nach Einführung von NFFS von jedem Sozialdienst mittels dem 

vom AIS zur Verfügung gestellten Excel zu erstellen sowie unterzeichnet beim AIS einzureichen. Diese 

Dokumente bilden die Grundlage für die Lastenausgleichsabrechnung und die Verfügung. Ob für diesen 

Arbeitsschritt eine elektronische Schnittstelle geschaffen werden kann, ist derzeit noch in Abklärung. 

Artikel 112 Zusätzliche Datenlieferungen auf Anfrage 

Zusätzlich zur allgemeinen Datenlieferung haben die Gemeinden respektive Sozialdienste auf Anfrage 

des AIS weitere Daten zu liefern, so dass das AIS gewisse Aufwendungskategorien gezielt überprüfen 

kann. Artikel 112 entspricht dabei grundsätzlich dem bisherigen Artikel 44 Absatz 2, 2a und 2b. Diese 

zusätzlichen Daten müssen von den Gemeinden auch nach Einführung von NFFS gesondert geliefert 

werden, weil sie vom AIS nicht über NFFS abgerufen werden können. 

Die Möglichkeit der Einforderung von Budgets und Halbjahresabschlüssen kommt im Hinblick auf die 

zentrale kantonale Steuerung grosse Bedeutung zu (Bst. a). Um die zweckgebundene Verwendung der 

Pauschalen zu überprüfen, ist das AIS berechtigt, von den Gemeinden bzw. Sozialdiensten eine Liste mit 

den im Bereich der Sozialhilfe sowie in der «Alimentenhilfe» nach IBG tätigen Personen (inkl. beruflicher 

Qualifikation und Beschäftigungsgrad) zu verlangen. Neu sind zusätzlich zu den Angaben zu den effekti-

ven Besoldungsaufwendungen auch Angaben zu den Weiterbildungsaufwendungen zu machen, was nur 

 

 

26 Gemeindegesetz vom 16. März 1998 (GG; BSG 170.11) 
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folgerichtig ist (Bst. b). Zur Plausibilisierung der Anzahl präventiver Beratungen kann das AIS von den 

Gemeinden bzw. Sozialdiensten eine Geschäftsliste mit den bearbeiteten Fällen verlangen (Bst. c).  

6. Übergangsbestimmungen 

Artikel 113 Umsetzung der Mindestanforderungen an die Prozesse und das Qualitäts- und Risi-

komanagement  

Für die Umsetzung der in Bezug auf die Organisation neu geltenden Mindestanforderungen an die Pro-

zesse und das Qualitäts- und Risikomanagement ist den Sozialdiensten eine angemessene Frist zu set-

zen. Viele Sozialdienste dürften diese Anforderungen bereits heute erfüllen respektive gar über diese 

Mindestanforderungen hinausgehen. Für diejenigen Sozialdienste, welche diese neuen Vorgaben noch 

nicht erfüllen, bleibt mit einer Übergangsfrist von einem Jahr, d. h. bis am 1. Januar 2028, ausreichend 

Zeit, um die notwendigen Arbeiten vorzunehmen. 

Artikel 114 Anpassung der wirtschaftlichen Hilfe 

Die Sozialdienste haben die Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe bei Bedarf innerhalb von sechs Mona-

ten nach Inkrafttreten der totalrevidierten SHV, somit bis spätestens 1. Juli 2027, neu festzusetzen. Im 

Bereich der wirtschaftlichen Hilfe werden primär die neuen Bestimmungen zur IZU eine Überprüfung vie-

ler Unterstützungsdossiers notwendig machen. Die IZU sind aber im Allgemeinen monatlich dahinge-

hend zu prüfen, ob die dafür vorausgesetzte Integrationsleistung tatsächlich erbracht wurde oder nicht. 

Die sechsmonatige Frist ist entsprechend angemessen. Die neuen Vorgaben zum Spracherwerb sind 

ebenfalls innert dieser Frist umzusetzen. 

Artikel 115 Anwendbarkeit von Artikel 123, 125 und 127 SHG  

Gemäss Artikel 155 Absatz 1 SHG ist die Anwendbarkeit der genannten Artikel durch Verordnung zu re-

geln. Artikel 127 SHG, der die Daten für den Lastenausgleich regelt, soll umgehend mit Inkrafttreten des 

SHG anwendbar sein. Sollte ein Sozialdienst NFFS noch nicht verwenden, kommt die in Absatz 2 von 

Artikel 127 SHG getroffene Regel zur Anwendung (Abs. 1). Ergänzt werden diese Vorgaben mit den in 

den Artikeln 111 und 112 SHV festgelegten Datenlieferungspflichten. 

Artikel 123 (Datenbekanntgabe bei Zuständigkeitswechsel) und 125 SHG (Daten für Steuerung und Auf-

sicht) sind unter Vorbehalt von Absatz 3 ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungsphase für NFFS 

nach Artikel 117 Absatz 1 SHV anwendbar (Abs. 2). Sofern aber Sozialdienste bereits vor Ablauf der Ein-

führungsphase auf NFFS arbeiten, gilt eine differenzierte Regelung respektive Anwendbarkeit von Artikel 

123 und 125 SHG (Abs. 3): 

Die Datenbekanntgabe bei einem Zuständigkeitswechsel für eine unterstützte Person soll bereits vor Ab-

lauf der Einführungsphase nach Artikel 123 SHG erfolgen, sofern beide vom Wechsel betroffenen Sozial-

dienste bereits mit NFFS arbeiten (zum Umfang der digital zu übermittelten Daten siehe aber auch 

Art. 155 Abs. 2 SHG). 

Die Datenbearbeitung durch das AIS für die Steuerung und Überprüfung nach Artikel 125 SHG soll ab 

dem Zeitpunkt, ab dem ein Sozialdienst NFFS verwendet, nach Artikel 125 SHG umgesetzt werden; der 

Zugriff wird dabei über NFFS erfolgen. 

Für die Zeit bis zur Anwendbarkeit von Artikel 123 SHG, sei dies nach Absatz 2 oder nach Absatz 3, gilt 

Folgendes: Der bisher zuständige Sozialdienst hat dem neu zuständigen Sozialdienst die zwingend er-

forderlichen Daten bekanntzugeben (Abs. 4). 

Artikel 116 – 119 

Diese Artikel entsprechen den bisherigen Artikeln T10-1 bis T10-4, die in Zusammenhang mit der Einfüh-

rung der Verpflichtungsmöglichkeit zur Nutzung eines vom Kanton festgelegten Fallführungssystems am 

1. Dezember 2025 erlassen wurden. Sie werden materiell in unveränderter Form übernommen. Aufgrund 

des Umstands, dass im Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden Verordnung am 1. Januar 2027 die 
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Einführungsphase bereits am Laufen sein wird, sowie die Frist zur Einreichung des Gesuchs nach Artikel 

T10-3 Absatz 1 abgelaufen sein wird, musste der Erlasstext entsprechend angepasst werden. 

Artikel 120 Abweichende Zuständigkeit 

Im Falle von getrennten Fallführungen, die bereits im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung be-

stehen, soll die abweichende Zuständigkeitsregelung nach Artikel 63 Absatz 1 SHV nur dann greifen, 

wenn für die erwachsene Person noch während mehr als 12 Monaten Bundesbeiträge nach der Asylge-

setzgebung geleistet werden. Somit wird es spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten der SHV grund-

sätzlich keine getrennten Fallführungen innerhalb einer Unterstützungseinheit mehr geben. Nur in weni-

gen Ausnahmefällen kann es (vorübergehend) noch zu einer getrennten Fallführung kommen (vgl. Art. 

6a Abs. 2 SAFV). 

7. Schlussbestimmungen 

Artikel 121 Änderung von Erlassen 

Bei den in dieser Bestimmung aufgezählten Erlassen sind indirekte Änderungen nötig. Diese werden in 

den nachfolgenden Ziffern 3.2 ff. erläutert. 

Artikel 122 Aufhebung von Erlassen 

Die bisherige Sozialhilfeverordnung vom 24. Oktober 2001 wird mit dem Inkrafttreten der SHV aufgeho-

ben.  

Artikel 123 Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt gleichzeitig mit dem SHG am 1. Januar 2027 in Kraft. 

3.2 Indirekte Änderungen der IntV 

Abschnittstitel  4 Integrationskommission 

Der Titel ist aufzuheben. 

Artikel 12 – 20 

Diese Artikel werden ersatzlos aufgehoben. Mit der Aufhebung der Integrationskommission im Rahmen 

der Totalrevision der SHG sind diese Artikel in der Verordnung vom 22. Oktober 2014 über die Integra-

tion der ausländischen Bevölkerung (Integrationsverordnung, IntV)27 hinfällig geworden. 

3.3 Indirekte Änderung der OrV GSI 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e und g  Kommissionen 

Mit der Aufhebung der Integrationskommission und der Kommission für Sozial-, Existenzsicherungs- und 

Familienpolitik im Rahmen der Totalrevision der SHG sind diese Kommissionen in Artikel 4 Absatz 1 

Buchstabe e und g der Verordnung vom 30. Juni 2021 über die Organisation und die Aufgaben der Ge-

sundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion (Organisationsverordnung GSI, OrV GSI)28 ersatzlos zu 

streichen. 
  

 

 

27 BSG 124.111 

28 BSG 152.221.121 
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3.4 Indirekte Änderungen der IBV 

Ingress 

Der Ingress der Verordnung vom 29. Oktober 2014 über Inkassohilfe und Bevorschussung von Unter-

haltsbeiträgen (IBV)29 muss ergänzt werden. Die zuständige Gemeindebehörde wird verpflichtet, das be-

reitgestellte Fallführungssystem zu verwenden. Der Kanton wird künftig das Fallführungssystem direkt 

finanzieren. Bei Artikel 10b Absatz 1 IBG handelt es sich auch um eine Kompetenz begründende Bestim-

mung, weshalb diese Gesetzesgrundlage in den Ingress aufzunehmen ist. 

Artikel 12 Absatz 1 Einkommensgrenze minderjähriger Kinder 

Aufgrund der Totalrevision der SHV muss der entsprechende Verweis angepasst werden. 

Artikel 22a (neu) Fallführungssystem 

Absatz 1 

Der Regierungsrat kann die zuständigen Gemeindebehörden durch Verordnung verpflichten, das von der 

zuständigen Stelle der GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 10b Abs. 1 IBG). 

Haben die zuständigen Gemeindebehörden Aufgaben nach IBG einem regionalen Sozialdienst, einer an-

deren geeigneten Behörde oder einer gemeinnützigen Stelle (z. B. Frauenzentrale, Frauenverband Ber-

ner Oberland) übertragen, so bleibt die Verantwortung zur Datenbekanntgabe an den Kanton gemäss 

Artikel 10a Absatz 2 IBG innerhalb des bereitgestellten Fallführungssystems bei ihnen. 

Absatz 2 

In der SHV wird geregelt, dass die Betriebskosten des bereitgestellten Fallführungssystems zu 64.5 Pro-

zent von der GSI und zu 35.5 Prozent von der DIJ finanziert werden und für welche Weiterentwicklungs-

kosten die GSI aufzukommen hat. Der Betrag, den die GSI leistet, beinhaltet die Aufgaben der Inkasso-

hilfe und der Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen. 

Neuer Abschnittstitel «T1 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx» 

Artikel T1-1 (neu) Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems 

Ziel ist es, dass das bereitgestellte Fallführungssystem nach Abschluss der Einführungsphase flächende-

ckend bei allen Nutzerorganisation im Einsatz steht. 

Artikel T1-2 (neu) Spätere Einführung des Fallführungssystems 

Die meisten zuständigen Gemeindebehörden sind deckungsgleich mit den Trägerschaften der Sozial-

dienste. Entsprechend sollen bezüglich einer späteren Einführung die gleichen Voraussetzungen für 

beide gelten.  

3.5 Indirekte Änderungen der ZAV 

Ingress 

Die kommunalen Dienste, welche mit den KESB zusammenarbeiten, werden verpflichtet, NFFS zu ver-

wenden. Der Kanton wird künftig das Fallführungssystem direkt finanzieren. Bei Artikel 22 Absatz 5 

KESG handelt es sich auch um eine Kompetenz begründende Bestimmung, weshalb diese Gesetzes-

grundlage in den Ingress aufzunehmen ist. 
  

 

 

29 BSG 213.221 
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Artikel 7a (neu) Fallführungssystem 

Absatz 1 

Der Regierungsrat kann die kommunalen Dienste durch Verordnung verpflichten, das von der zuständi-

gen Stelle der GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 22 Abs. 4 KESG). 

Absatz 2 

In der SHV wird geregelt, dass die Betriebskosten des bereitgestellten Fallführungssystems zu 64.5 Pro-

zent von der GSI und zu 35.5 Prozent von der DIJ finanziert werden und für welche Weiterentwicklungs-

kosten die DIJ aufzukommen hat. Der Betrag, den die DIJ leistet, beinhaltet die Kosten des behördlichen 

Kindes- und Erwachsenenschutz. 

Artikel 8 Absatz 4 Festlegung der Abgeltung 

Die Verfügung muss rechtskräftig sein, damit die Auszahlung erfolgen kann. 

Artikel 9  Datenlieferung 

Absatz 1 

Der Abgleich und die Bereinigung der Fallzahlen erfolgt zwischen der KESB und den kommunalen 

Diensten. Falls sich die KESB und der kommunale Dienst nicht einigen können, hat der kommunale 

Dienst im Rahmen der Stellungnahme (Art. 8 Abs. 3) die Möglichkeit, sich gegenüber dem KJA dazu zu 

äussern. 

Sobald die KESB und die kommunalen Dienste das bereitgestellte Fallführungssystem nutzen, erfolgt die 

Fallzählung innerhalb dieses Systems und nicht mehr separat. Die Übermittlung an das KJA kann – so-

fern auch das KJA das bereitgestellte Fallführungssystem nutzt – innerhalb des Systems oder über eine 

Schnittstelle erfolgen. 

Absatz 2 

Gibt ein kommunaler Dienst im Rahmen der Stellungnahme (Art. 8 Abs. 3) eine Rückmeldung, so fällt 

dem KJA die Aufgabe zu, die Fallzahlen abschliessend zu bereinigen. Falls notwendig, soll das KJA 

dazu auch anonymisierte Angaben zu Einzelfällen und anonymisierte Geschäftslisten einfordern können. 

Artikel 10 Absatz 1 Praktikantinnen und Praktikanten 

Aufgrund der Totalrevision der SHV muss der entsprechende Verweis angepasst werden. 

Artikel 13 Absatz 1 Personal der kommunalen Dienste 

Aufgrund der Totalrevision der SHV muss der entsprechende Verweis angepasst werden. 

Neuer Abschnittstitel «T3 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx» 

Artikel T3-1 (neu) Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems 

Die meisten kommunalen Dienste sind deckungsgleich mit den Trägerschaften der Sozialdienste. Aus 

diesem Grund sollen die gleichen zeitlichen Vorgaben gelten. 

Artikel T3-2 (neu) Spätere Einführung des Fallführungssystems 

Die meisten kommunalen Dienste sind deckungsgleich mit den Trägerschaften der Sozialdienste. Ent-

sprechend sollen bezüglich einer späteren Einführung die gleichen Voraussetzungen für beide gelten.  

Artikel T3-3 (neu) Ausgleich der Lastenverschiebung 

Mit der Verpflichtung, das bereitgestellte Fallführungssystem zu nutzen, fällt bei den kommunalen Diens-

ten die Verantwortung für ein individuelles Fallführungssystem weg. Heute erfolgt die Abgeltung der Auf-

wendungen für die individuellen Fallführungssysteme im Rahmen der Fallpauschalen dieser Verordnung. 
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Da eine Kürzung der Fallpauschalen kaum nachvollziehbar herzuleiten ist, wird der Betrag für die Finan-

zierung der Betriebs- und Weiterentwicklungskosten gemäss SHV, der zukünftig von der DIJ zu tragen 

ist, über den Lastenausgleich neue Aufgabenteilung (Art. 29b FILAG30) ausgeglichen. Somit kann auf 

eine Anpassung der Fallpauschalen gemäss Artikel 7 dieser Verordnung verzichtet werden. 

3.6 Indirekte Änderungen der KFSV 

Ingress 

Der Ingress der Verordnung vom 30. Juni 2021 über die Leistungen für Kinder mit besonderem Förder- 

und Schutzbedarf (KFSV)31 muss ergänzt werden. Die kommunalen Dienste werden verpflichtet, bei der 

Vermittlung von einvernehmlichen Leistungen NFFS zu verwenden. Der Kanton wird künftig das Fallfüh-

rungssystem direkt finanzieren. Bei Artikel 25a KFSG handelt es sich um eine Kompetenz begründende 

Bestimmung, weshalb diese Gesetzesgrundlage in den Ingress aufzunehmen ist. 

Artikel 30a (neu) Fallführungssystem 

Absatz 1 

Der Regierungsrat kann die kommunalen Dienste durch Verordnung verpflichten, das von der zuständi-

gen Stelle der GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 25a KFSG). 

Absatz 2 

In der SHV wird geregelt, dass die Betriebskosten des bereitgestellten Fallführungssystems zu 64.5 Pro-

zent von der GSI und zu 35.5 Prozent von der DIJ finanziert werden und für welche Weiterentwicklungs-

kosten die GSI aufzukommen hat. Der Betrag, den die GSI leistet, beinhaltet die Aufgaben des einver-

nehmlichen Kindesschutzes. 

Neuer Abschnittstitel «T1 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx» 

Artikel T1-1 (neu) Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems 

Ziel ist es, dass das bereitgestellte Fallführungssystem nach Abschluss der Einführungsphase flächende-

ckend bei allen Nutzerorganisation im Einsatz steht. 

Artikel T1-2 (neu) Spätere Einführung des Fallführungssystems 

Die meisten kommunalen Dienste sind deckungsgleich mit den Trägerschaften der Sozialdienste. Ent-

sprechend sollen bezüglich einer späteren Einführung die gleichen Voraussetzungen für beide gelten. 

3.7 Indirekte Änderungen der ALKV 

Ingress 

Der Ingress der Verordnung vom 23. Juni 2021 über die Aufsicht über stationäre Einrichtungen und am-

bulante Leistungen für Kinder (ALKV)32 muss ergänzt werden. Die kommunalen Dienste, welche einen 

Leistungsvertrag im Bereich der Familienpflege haben, werden verpflichtet, NFFS zu verwenden. Der 

Kanton wird künftig das Fallführungssystem direkt finanzieren. Bei Artikel 25a KFSG handelt es sich 

 

 

30 Gesetz vom 27. November 2000 über den Finanz- und Lastenausgleich (FILAG; BSG 631.1) 

31 BSG 213.319.1 

32 BSG 213.319.2 
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auch um eine Kompetenz begründende Bestimmung, weshalb diese Gesetzesgrundlage in den Ingress 

aufzunehmen ist. 

Artikel 7b (neu) Fallführungssystem 

Absatz 1 

Der Regierungsrat kann die kommunalen Dienste durch Verordnung verpflichten, das von der zuständi-

gen Stelle der GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 25a KFSG). 

Die zuständige Stelle der DIJ kann in der Familienpflege Dritte mit Abklärungsverfahren (Art. 8 Abs. 4 

KFSG) und der Aufsicht (Art. 12 KFSG) beauftragen. Soweit diese Dritten kommunale Dienste sind, sind 

sie verpflichtet, das bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden. 

Absatz 2 

In der SHV wird geregelt, dass die Betriebskosten des bereitgestellten Fallführungssystems zu 64.5 Pro-

zent von der GSI und zu 35.5 Prozent von der DIJ finanziert werden und für welche Weiterentwicklungs-

kosten die DIJ aufzukommen hat. Der Betrag, den die DIJ leistet, beinhaltet die Kosten im Rahmen der 

Leistungsverträge Familienpflege. 

Die Abgeltung der Aufgaben gemäss Leistungsvertrag erfolgt mittels Fallpauschalen (Art. 7a ALKV). Mit 

der Verpflichtung, das bereitgestellte Fallführungssystem zu nutzen, fallen bei den kommunalen Diensten 

die Verantwortung und die Kosten für ein individuelles Fallführungssystem weg. Da eine Kürzung der 

Fallpauschalen kaum nachvollziehbar herzuleiten ist, wird der Betrag für die Finanzierung der Betriebs- 

und Weiterentwicklungskosten, der zukünftig von der DIJ zu tragen ist, über den Lastenausgleich neue 

Aufgabenteilung (Art. 29b FILAG) ausgeglichen. 

Die Grundlage zur Festlegung der Lastenverschiebung wird in Artikel T3-3 ZAV geschaffen. Die Höhe 

der Abgeltung für Aufgaben, welche die kommunalen Dienste im Auftrag der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden erfüllen, ist um ein Vielfaches höher als jene gestützt auf die vorliegende Verordnung 

(Abgeltungen 2025: gestützt auf ZAV rund 75 Mio. Franken, gestützt auf AKLV rund 1.1 Mio. Franken). 

Neuer Abschnittstitel «T1 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx» 

Artikel T1-1 (neu) Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems 

Ziel ist es, dass das bereitgestellte Fallführungssystem nach Abschluss der Einführungsphase flächende-

ckend bei allen Nutzerorganisation im Einsatz steht. 

Artikel T1-2 (neu) Spätere Einführung des Fallführungssystems 

Die meisten kommunalen Dienste sind deckungsgleich mit den Trägerschaften der Sozialdienste. Ent-

sprechend sollen bezüglich einer späteren Einführung die gleichen Voraussetzungen für beide gelten. 

3.8 Indirekte Änderung der OWKV 

Ingress 

Mit der Totalrevision des SHG, welches die Grundlage bildet für die in der Zuständigkeit der DIJ liegen-

den Verordnung vom 16. März 2005 über die Organisation der Oberwaisenkammer (OWKV)33, muss der 

Ingress entsprechend angepasst werden. Neu stützt sich die OWKV auf Artikel 97 Absatz 3 SHG. 

 

 

33 BSG 213.321  
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3.9 Indirekte Änderung der KOHV 

Artikel 7 Absatz 1 Materielle Hilfe 

Aufgrund der Totalrevision der SHV muss der entsprechende Verweis in Artikel 7 Absatz 1 der Kantona-

len Opferhilfeverordnung vom 28. April 2010 (KOHV)34 angepasst werden. 

3.10 Indirekte Änderungen der SLV 

Artikel 5 Absatz 3 (neu) Anrechnung der Eigenmittel 

Mit dem neuen Absatz 3 wird deutlich gemacht, dass die Anreize für die Leistungserbringer für das Errei-

chen festgelegter Erfolgsziele durch erfolgsorientierte Beitragsfestlegungen (vgl. die Änderung von Art. 6 

Abs. 1 Bst. b SLV35) nicht in Form von anrechenbaren Eigenmitteln wieder zunichte gemacht werden. 

Ziel ist es, die Ressourcen gezielter einzusetzen, die Effizienz der Massnahmen auf die Integrationswir-

kung zu steigern und die unternehmerische Freiheit der Partner zu stärken. 

Artikel 6 Absatz 1 und 2 Festsetzung der Beiträge 

Artikel 8 Absatz 3 SLG sieht neu vor, dass der Regierungsrat durch Verordnung nähere Vorschriften zur 

Beitragsfestsetzung, zur Tarifierung der Leistungen und zur Anrechnung der Eigenmittel der Beitrags-

empfängerinnen und Beitragsempfänger erlassen sowie insbesondere auch erfolgsorientierte Beitrags-

festlegungen vorsehen kann. Die Möglichkeit der erfolgsorientierten Abgeltung soll dazu beitragen, Fehl-

anreize im bestehenden Abgeltungssystem im Bereich der Arbeitsintegration zu beheben. Zur Umset-

zung der geänderten Bestimmung auf Verordnungsstufe wird deshalb in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b 

die neue Leistungserbringungsmöglichkeit ergänzt und Absatz 1 neu strukturiert. Dabei wird in Anleh-

nung an Artikel 43 Absatz 2 SAFG eine offene Formulierung gewählt, damit auch zukünftig Anpassungen 

am Abgeltungssystem möglich sind, ohne die Verordnung anpassen zu müssen. Das beinhaltet insbe-

sondere Anpassungen an den Kategorien, den Parametern und der Höhe der Pauschalen und Boni. Die 

konkrete Umsetzung gegenüber den Leistungserbringern erfolgt gestützt auf Artikel 3 SLV im Leistungs-

vertrag oder in der Beitragsverfügung. 

In Absatz 2 erfolgt eine Präzisierung, damit klar wird, dass die Investitionskosten nur dort herangezogen 

werden können, wo keine Infrastrukturpauschalen ausgerichtet werden. 

3.11 Indirekte Änderung der FKJV 

Artikel 66 Absatz 1 Buchstaben i Voraussetzungen 

Aufgrund der Totalrevision des SHG muss der entsprechende Verweis in Artikel 66 Absatz 1 Buchstaben 

i der Verordnung vom 24. November 2021 über die Leistungsangebote der Familien-, Kinder- und Ju-

gendförderung (FKJV)36 angepasst werden. 
  

 

 

34 BSG 326.111 

35 Verordnung vom 24. November 2021 über die sozialen Leistungsangebote (SLV; BSG 860.21) 

36 BSG 860.22 
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3.12 Indirekte Änderungen der SAFV 

Ingress 

Der Ingress ist durch die neuen kompetenzbegründenden Grundlagen im SAFG zu ergänzen. Aufgrund 

der Totalrevision des SHG ist zudem der entsprechende Verweis auf das SHG anzupassen. 

Artikel 5 Absatz 2, Artikel 7 Titel, Absatz 1 und 2, Titel nach Artikel 7, Artikel 10 Absatz 1 und 2, 

Artikel 11 Absatz 1 

Aufgrund der Totalrevision des SHG ist der entsprechende Verweis auf das SHG anzupassen. Zudem 

liegt die Zuständigkeit nach SHG seit der am 1. Januar 2022 in Kraft getretenen Teilrevision dieses Er-

lasses nicht mehr bei den Wohnsitzgemeinden, sondern bei den Unterstützungswohnsitzgemeinden, so 

dass auch diese Begrifflichkeit in den einzelnen Artikeln anzupassen ist. 

Artikel 6 Absatz 1 Vom Geltungsbereich des SAFG ausgenommene Kinder 

Dieser Artikel wird vereinfacht, präziser formuliert und korrigiert. Im Titel wird zwecks Klarheit neu von 

Kindern gesprochen, weil diese Regelung nur Kinder betrifft. In Buchstabe a sind die Schutzbedürftigen 

ohne Aufenthaltsbewilligung zu streichen, weil diese Personengruppe nicht in die Gemeindezuständigkeit 

wechselt, sondern nach 5 Jahren eine Aufenthaltsbewilligung erhält und in der Folge als Schutzbedürf-

tige mit Aufenthaltsbewilligung noch weitere 5 Jahre im SAFG verbleibt (vgl. auch Art. 78 Abs. 1 SHG). 

Im Buchstaben b wird die Sonderzuständigkeit für Kinder, die im Einreisezeitpunkt älter als 16 Jahre 

sind, ersatzlos gestrichen. Alle später zu ihren Eltern oder einem Elternteil nachgereisten minderjährigen 

Kinder werden dann vom Geltungsbereich des SAFG ausgenommen, wenn kein Elternteil unter den Gel-

tungsbereich des SAFG fällt. Siehe zur Unterstützung dieser Kinder zu Beginn, bis sie in den Status ihrer 

Eltern einbezogen sind, Artikel 34 SHV. 

Artikel 6a (neu) Vorzeitiger Wechsel zur Gemeinde 

Dieser Artikel ist das Gegenstück zur Ausnahmeregelung von Artikel 63 Absatz 2 SHV. Die nach SAFG 

unterstützten Personen einer Unterstützungseinheit wechseln dann frühzeitig zur Gemeinde, wenn im 

Zeitpunkt der Entstehung der Unterstützungseinheit für die erwachsene Person während weniger als 

sechs Monaten noch Bundesbeiträge geleistet werden (Abs. 1). Diese Regelung greift selbstverständlich 

auch dann, wenn keine Kinder Teil der Unterstützungseinheit sind. Die frühzeitig zur Gemeinde gewech-

selten Personen werden in der Folge nach SHG unterstützt. In Absatz 2 wird eine Ausnahme von Absatz 

1 definiert: So können die nach SAFG unterstützten Personen unter den genannten Voraussetzungen 

ausnahmsweise noch für die restlichen Monate beim regionalen Partner verbleiben, bevor sie dann defi-

nitiv auch in die Gemeindezuständigkeit wechseln. Dies kann beispielsweise dann sinnvoll sein, wenn 

die nach SAFG unterstützten Personen noch eine laufende Integrationsmassnahme beenden wollen. In 

diesen Fällen kommt es somit für eine kurze Zeit zu einer getrennten Fallführung. 

Artikel 8 Absatz 1a (neu) und Absatz 2 Buchstabe a Zuständigkeit für gemischte Dossiers 

Die Zuständigkeitsregelungen für gemischte Dossiers wird mit einer Regelung für diejenigen Fälle er-

gänzt, bei denen die Bundesbeiträge für ein minderjähriges Kind vorzeitig enden, weil das Kind eine Auf-

enthaltsbewilligung (Ausweis B) erhalten hat (Härtefallbewilligung). In diesen Fällen sollen die Kinder 

nicht schon in die Zuständigkeit der Gemeinde wechseln, sondern weiterhin von der gleichen Stelle wie 

die restliche Unterstützungseinheit unterstützt werden. Diese Kinder wechseln entweder gemeinsam mit 

der gesamten Unterstützungseinheit zur Gemeinde, oder aber wenn sie volljährig werden (Abs. 1a). 

Die Änderungen in Absatz 2 Buchstabe a sind rein formeller Natur. Bei erstmaliger Bezugnahme auf ein 

anderes Gesetz ist dieses unter Nennung des vollständigen Titels aufzuführen. 

Artikel 13 Absatz 1 Buchstaben e und f (neu) Vorbereitung auf die Integration 

Die Anpassung in Buchstabe e ist rein formeller Natur aufgrund der Aufnahme des neuen Buchstabens f. 
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Nach NA-BE sollen Personen während des Asylverfahrens auf ihre Integration vorbereitet werden; dazu 

gehört auch der Erwerb von ersten Grundkenntnissen in der vor Ort gesprochenen Amtssprache. Eine 

professionelle Sprachförderung war nach NA-BE bis anhin nicht vorgesehen, weil der Kanton vom Bund 

keine Integrationspauschale für die Förderung von Personen im Asylverfahren erhält. Die Sprachförde-

rung erfolgte entsprechend primär niederschwellig durch Freiwillige. Von Bundes- und Kantonsrechts we-

gen besteht grundsätzlich kein Anspruch auf professionelle Sprachförderung. Die Förderung der Grund-

kenntnisse nach Buchstabe a kann aber durchaus durch professionelle Anbieter erfolgen. Mit Planungs-

erklärung der GSoK-Mehrheit vom 11. September 2023 zur «2. Kostenstrategie Asyl- und Flüchtlingsbe-

reich 2024-2027» wird verlangt, dass den vom Kanton beauftragten Vollzugsstellen Mittel zur Verfügung 

gestellt werden, damit Personen bereits während des laufenden Asylverfahrens eine professionelle 

Sprachförderung erhalten können.37 Mit dem neu aufgenommenen Buchstaben f wird dieser Entwicklung 

Rechnung getragen und verankert, dass asylsuchende Personen auch an weitergehenden sprachlichen 

Fördermassnahmen teilnehmen sollen, wenn ihnen hierfür ein Platz angeboten wird. Ein Anspruch auf 

eine derartige Förderung entsteht dadurch aber nicht. 

In Buchstaben f werden zusätzlich auch berufliche Integrationsmassnahmen aufgenommen. Hintergrund 

hierfür sind die Bestrebungen der GSI, im ganzen Kanton Ausbildungszentren aufzubauen, in denen 

mehrmonatige Intensiv-Qualifizierungsprogramme durchgeführt werden, die den Spracherwerb mit einer 

berufs- respektive branchenspezifischen Ausbildung (inkl. Praktika) verbinden. Die Teilnehmenden sollen 

in diesem Rahmen ein Branchenzertifikat erlangen, welches ihnen den Einstieg in den Arbeitsmarkt er-

möglicht. Ein erstes Ausbildungszentrum wurde in Bellelay zur Erlangung des Zertifikats Pflegehelfende 

SRK eröffnet; hier absolvieren Personen aus dem Asylbereich während 20 Monaten dieses Ausbildungs-

programm. Zugang zu diesen Ausbildungszentren haben bei Kapazität auch Personen im laufenden 

Asylverfahren. 

Titel «2.2.1 Integrationsziele und Integrationsplan» 

Es handelt sich um eine rein sprachliche Korrektur. 

Artikel 14 Titel, Absatz 1 Buchstaben a, c - e Übergeordnete Integrationsziele für vorläufig 

Aufgenommene, anerkannte Staatenlose und Flüchtlinge 

Die Integrationsagenda Schweiz (IAS) adressiert die Personengruppen der vorläufig Aufgenommenen 

und der anerkannten Flüchtlinge, während die Integrationsförderung von Schutzbedürftigen aufgrund der 

Besonderheiten dieses Status grundsätzlich anderen Bundesvorgaben folgt. Der Status S ist auf die 

Rückkehr der geflüchteten Personen ins Herkunftsland ausgerichtet. Aus diesem Grund sind die Schutz-

bedürftigen mit und ohne Aufenthaltsbewilligung in diesem Artikel nicht mehr zu nennen. Ihre Integrati-

onsförderung ist nun in Artikel 14a SAFV separat geregelt. 

Artikel 14a (neu) Besondere Integrationsziele für Schutzbedürftige 

Der Bundesrat hat am 8. Oktober 2025 entschieden, den Schutzstatus S für ein weiteres Jahr, bis zum 4. 

März 2027, nicht aufzuheben. Aufgrund der Dauer der Anwesenheit der Schutzbedürftigen aus der Ukra-

ine verändern sich die Integrationsvorgaben des Bundes zu dieser Personengruppe fortlaufend. Aus die-

sem Grund wird gestützt auf Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe c SAFG für Schutzbedürftige mit und ohne 

Aufenthaltsbewilligung von den übergeordneten Integrationszielen nach Artikel 14 SAFV abweichend 

festgelegt, dass sich die besonderen Integrationsziele an den folgenden Vorgaben orientieren: an den für 

diesen Zweck erhaltenen Bundesbeiträgen (Bst. a), den besonderen Bundesvorgaben für diese Perso-

nengruppen (Bst. b) sowie den mit dem SEM abgeschlossenen Programmvereinbarungen (insb. «Pro-

gramm S») (Bst. c). 

 

 

37 Zur Planungserklärung siehe Geschäfts-Nr. 2022.GSI.2708, abrufbar unter https://www.gr.be.ch/de/start/geschaefte/geschaeftssuche/geschaeftsde-

tail.html?guid=1e5f5bcc0d514b64bb44b4d77222a8ac.  

https://www.gr.be.ch/de/start/geschaefte/geschaeftssuche/geschaeftsdetail.html?guid=1e5f5bcc0d514b64bb44b4d77222a8ac
https://www.gr.be.ch/de/start/geschaefte/geschaeftssuche/geschaeftsdetail.html?guid=1e5f5bcc0d514b64bb44b4d77222a8ac
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Zu Buchstabe a: Für Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung wird vom Bund keine Integrations-

pauschale ausgerichtet (vgl. Art. 58 Abs. 2 AIG38 i. V. m. Art. 15 VIntA39). Um dennoch ihre Teilhabe am 

gesellschaftlichen und beruflichen Leben zu fördern sowie ihre Rückkehrfähigkeit zu erhalten, hat der 

Bundesrat am 13. April 2022 das Programm «Unterstützungsmassnahmen von Personen mit Schutzsta-

tus S» (Programm S) beschlossen. In diesem Rahmen werden die im «Programm S» geleisteten Bei-

träge in Abzug gebracht (vgl. Art. 15 Abs. 2bis VIntA). 

Zu Buchstabe b: Derzeit macht der Bund in seinen gesetzlichen Grundlagen keine spezifischen Integrati-

onsvorgaben für Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung, sondern regelt dies allein im Rahmen der 

Programmvereinbarungen mit den Kantonen. Der Bund erarbeitet zurzeit jedoch eine Gesetzesvorlage, 

welche die Rahmenbedingungen für Schutzbedürftige in Bezug auf den Zugang zum Arbeitsmarkt ver-

bessern und eine gezieltere Integrationsförderung durch die Kantone ermöglichen will. 

Zu Buchstabe c: Der Bundesrat hat am 8. Oktober 2025 auch die Weiterführung des «Programms S» bis 

mindestens 4. März 2027 beschlossen.40 Derzeit gilt die zwischen dem Kanton Bern und dem SEM abge-

schlossene Programmvereinbarung III vom 11. Dezember 2024 (Laufzeit: 5. März 2025 bis 4. März 

2026). Im Rahmen des «Programms S» stehen die Sprachförderung und die Aufnahme von Erwerbstä-

tigkeit im Vordergrund. Zudem müssen die Kantone das kantonale Dispositiv der IAS für alle Personen 

mit Schutzstatus S umsetzen, die einen besonderen Integrationsförderbedarf aufweisen. Der Bundesrat 

hat im Rahmen der Programmvereinbarung III auch das Ziel vorgegeben, die Erwerbstätigenquote von 

Schutzbedürftigen bis Ende 2025 auf 45 Prozent anzuheben. 

Die übergeordneten Integrationsziele nach Artikel 14 SAFV, die sich an der IAS orientieren, sollen für 

Schutzbedürftige insoweit gelten, als sie in Übereinstimmung mit den Vorgaben nach Absatz 1 stehen 

(Abs. 2). 

Artikel 15 Absatz 1 und 3 (neu) Festlegung des individuellen Integrationsplans 

Ob der Abschluss eines Integrationsplans mit der Zielgruppe der Schutzbedürftigen zweckmässig ist, 

hängt von den besonderen Integrationszielen nach Artikel 14a SAFV ab. Diese Ziele können sich von 

Jahr zu Jahr ändern. Aus diesem Grund soll die Pflicht zum Abschluss von Integrationsplänen bei dieser 

Zielgruppe nach den jeweiligen Vorgaben des AIS gelten; das AIS wird je nach den Entwicklungen auf 

Bundesebene entscheiden, für welche Personengruppen von Schutzbedürftigen der Abschluss eines In-

tegrationsplans zweckmässig ist und die für die Integration zuständigen Stellen entsprechend anweisen. 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 19 Absatz 1 

Der Verweis auf die Integrationsziele nach Artikel 14 SAFV muss mit dem Verweis auf die besonderen 

Integrationsziele für Schutzbedürftige nach Artikel 14a SAFV ergänzt werden. 

Artikel 16a (neu) Ausbildungsvereinbarung 

In gewissen Situation kann es sinnvoll sein, mit den unterstützten Personen zusätzlich zum Integrations-

plan auch eine Ausbildungsvereinbarung abzuschliessen. Dies ist insbesondere bei länger andauernden 

Integrationsprogrammen wie beispielsweise derjenigen im Ausbildungszentrum Bellelay sinnvoll. Mit ei-

ner Ausbildungsvereinbarung kann der Rahmen für die Absolvierung des Programms vorab geklärt wer-

den, so dass die Absolventinnen und Absolventen Kenntnis darüber haben, was es für die erfolgreiche 

Absolvierung des Programms bedarf und welche Erwartungen an sie bestehen. In der Ausbildungsver-

einbarung ist auch festzuhalten, welche Rechtsfolgen ein Programmabbruch aus nicht anerkannten 

Gründen haben wird. 

 

 

38 SR 142.20 

39 SR 142.205 

40 Für weiterführende Informationen des SEM zum Programm S siehe https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/integration-einbuergerung/integrationsfoerderung/pro-

gramm-s.html. 

https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/integration-einbuergerung/integrationsfoerderung/programm-s.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/integration-einbuergerung/integrationsfoerderung/programm-s.html
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Artikel 23a (neu) Vermögensfreibeträge 

Zwecks Harmonisierung mit der ordentlichen Sozialhilfe sind in der Asylsozialhilfe ebenfalls Vermögens-

freibeträge zu gewähren. Die in der Asylsozialhilfe zu gewährenden Vermögensfreibeiträge bei Unterstüt-

zungsbeginn liegen leicht unter den Freibeträgen in der ordentlichen Sozialhilfe (vgl. SKOS-RL D.3.1 

Abs. 4) (Abs. 2). Die besonderen Vermögensfreibeiträge aus Genugtuung und Integritätsentschädigung 

nach Absatz 3 entsprechen den Freibeträgen, wie sie in der ordentlichen Sozialhilfe zur Anwendung 

kommen (vgl. SKOS-RL D.3.1 Abs. 5). 

Artikel 23b (neu) Berechnung Haushaltsentschädigung 

Die hier festgehaltene Regelung zur Berechnung der Haushaltsentschädigung entspricht grundsätzlich 

der Berechnungsweise und dem Umfang gemäss den SKOS-Richtlinien (vgl. SKOS-RL D.4.5 sowie die 

Erläuterungen). Da es um die finanzielle Leistungsfähigkeit der nicht unterstützten Person geht, ist auch 

in der Asylsozialhilfe der Maximalbetrag bei 950 Franken festzulegen. Leistet die unterstützte Person zu-

sätzlich zu Haushaltsarbeiten auch Betreuungsarbeiten nach Absatz 4, gilt dieser Maximalbetrag nicht. 

Artikel 26a (neu) Zumutbare Arbeit und Massnahmen zur beruflichen und sozialen Integration 

Zwecks Harmonisierung wird auf die Definition in der SHV verwiesen. 

Artikel 30a (neu) Höchstgrenze 

Zwecks Harmonisierung ist auch für die Asylsozialhilfe eine Höchstgrenze der Zulagen pro Haushalt zu 

definieren (Abs. 1). Leben die unterstützten Personen noch in einer Kollektivunterkunft, so gilt die 

Höchstgrenze pro Familieneinheit. Für die Definition der Familieneinheit siehe Artikel 33 Absatz 2 SHV 

(Abs. 2). 

Artikel 30b (neu) Berücksichtigung des Einkommensfreibetrags und der Motivationszulage  

Bisher fehlte eine Vorgabe, wie bei der Berechnung der Bedürftigkeit mit den Zulagen zu verfahren ist. 

Diese Lücke wird mit diesem Artikel geschlossen. Die Zulagen sind gleich wie in der ordentlichen Sozial-

hilfe anzurechnen, so dass Schwelleneffekte vermieden werden. 

Artikel 32 Absatz 1 

Da in Artikel 34 SAFG neu deutlicher zum Ausdruck gebracht wird, dass – abgesehen von den unbeglei-

teten Minderjährigen – die Zuweisung in einen Perimeter erfolgt, muss dieser Artikel auch angepasst 

werden. 

Artikel 40 Absatz 1 und 3 Nachweis der Integrationsziele 

Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung haben, was die Mobilität innerhalb des Kantonsgebiets be-

trifft, die gleiche Rechtsstellung wie Flüchtlinge, anerkannte Staatenlose und Schutzbedürftige mit Auf-

enthaltsbewilligung. Entsprechend sind sie in Absatz 1 nicht mehr aufzuführen, aber dafür in Absatz 3 

neu zu nennen. 

Artikel 43 Titel und Absatz 1 Nachweis in einer Familieneinheit 

Die Anknüpfung an die Unterstützungseinheit ist in diesem Kontext nicht sachgerecht. Eine Familie soll 

unabhängig davon, ob sie eine Unterstützungseinheit bildet oder nicht, bereits dann gemeinsam in eine 

individuelle Unterkunft wechseln können, wenn eine erwachsene Person die Voraussetzungen erfüllt. 

Der Begriff der Familieneinheit ist in Artikel 33 Absatz 2 SHV definiert und ist für die Bemessung des 

Grundbedarfs bei Familien, die in einer Kollektivunterkunft untergebracht sind, ebenso von Relevanz. 

Artikel 46 Absatz 1 und 2 Familien mit Kindern 

Personen im Asylverfahren sollen nur in Ausnahmefällen in eine individuelle Unterkunft wechseln können 

(besonders verletzliche Personen). Aufgrund der langen Verfahrensdauer kam es seit Einführung des 

SAFG immer wieder zur Situation, dass Personen mit Kindern noch während des laufenden Asylverfah-

rens die Voraussetzungen nach diesem Artikel erfüllten und in eine Wohnung ziehen konnten. Dies war 
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aber nicht die Absicht und wird nun korrigiert. Absatz 2 wird ersatzlos aufgehoben, da er in der Praxis 

keine Relevanz hatte. 

Neuer Titel «4.5a Beitrag an Gastfamilien» 

Artikel 46a (neu) 

In diesem Artikel werden die Voraussetzungen für einen Beitrag an Gastfamilien definiert. So wird ein 

solcher nicht von Beginn weg gewährt, da die Aufnahme von Schutzbedürftigen aus der Ukraine grund-

sätzlich freiwilliger Natur ist und mit diesem Beitrag dieses freiwillige Engagement honoriert wird. Die ge-

naue Höhe des monatlichen Beitrags an die Unterbringungskosten wird von der GSI in einer Direktions-

verordnung festgelegt. Grundsätzlich orientiert sich die Höhe dieses Beitrags am Mietkostenanteil der 

Beiträge, welche der Kanton vom Bund erhält. 

Neuer Titel «4.5b Wohnsitznahme ausserhalb des Zuweisungsperimeters» 

Artikel 46b (neu) Voraussetzungen für Organisationswechsel (Art. 37b SAFG) 

Ein Organisationswechsel ist dann zu bewilligen, wenn er für eine effektive Integrationsförderung unab-

dingbar ist. In den anderen Fällen haben die unterstützten Personen einen längeren Anreiseweg hinzu-

nehmen. Auch haben sie keinen Anspruch darauf, dass Integrationsmassnahmen nur in der Umgebung 

ihres neuen Wohnorts stattfinden. In Einzelfällen, v.a. wenn Kindsschutzmassnahmen notwendig sind, 

kann es notwendig sein, dass die für die Betreuung zuständige Stelle lokal vernetzt ist. Es ist jeweils eine 

Einzelfallprüfung vorzunehmen und der besonderen Situation der betroffenen Personen (Gesundheit, 

Mobilität, Betreuungsintensität etc.) Rechnung zu tragen.  

Artikel 46c (neu) Mehrkosten 

Nimmt eine unterstützte Person Wohnsitz ausserhalb des Zuweisungsperimeters und erfüllt weder die 

Voraussetzungen für eine Neuzuweisung nach Artikel 34a SAFG noch für einen Organisationswechsel 

nach Artikel 46b SAFV, so hat sie grundsätzlich die höheren Kosten aufgrund des längeren Anreisewegs 

zum regionalen Partner selbst zu tragen. Dies wird sich in der Regel ausgleichen, weil durch die neue 

Wohnsitznahme im Privatbereich weniger Kosten für den öffentlichen Verkehr anfallen werden (kürzere 

Wege zum sozialen Umfeld). In Härtefällen können die zusätzlichen Kosten ausnahmsweise finanziert 

werden (z. B. Wohnsitznahme aufgrund Erwerbstätigkeit). Das AIS wird hierzu Richtlinien erlassen. 

Artikel 49 Absatz 2 (neu) Besondere Massnahmen und Unterbringung 

Diese Regelung wird gestützt auf Artikel 39 Absatz 2 und 3 SAFG erlassen und dient der Kontrolle bei 

besonders kostenintensiven stationären Plätzen. Der Betrag orientiert sich am aktuellen Tarif der Inten-

sivbetreuungsplätze (ehemals KBS-Plätze genannt). 

Neuer Titel «4.8 Bestattungskosten» 

Artikel 49a (neu) 

Der Kanton kann sich auf Gesuch der leistungspflichtigen Gemeinde hin an den Bestattungskosten betei-

ligen, soweit es sich um ausgewiesene Kosten für ein «schickliches» Begräbnis handelt. Für Personen, 

die im Zeitpunkt ihres Todes in einer Kollektivunterkunft lebten, gilt ein höherer Maximalbetrag, weil die 

Standortgemeinden von Kollektivunterkünften finanziell nicht noch zusätzlich belastet werden sollen. 

Artikel 52 Datenlieferung 

Mit der Aufnahme eines weiteren Artikels in diesem Unterkapitel bedarf es neu eines Artikeltitels. 

Artikel 52a (neu) Berichterstattung über durchgeführte Sozialinspektionen 

Die regionalen Partner haben wie die Sozialdienste der Gemeinden jährlich dem AIS detailliert Bericht 

über die durchgeführten Sozialinspektionen, deren Ergebnis und ergriffenen Massnahmen etc. zu erstat-

ten. 
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4. Verhältnis zu den Richtlinien der Regierungspolitik (Rechtsetzungsprogramm) 

und anderen wichtigen Planungen 

Die SHV enthält die Ausführungsbestimmungen zu dem unter Ziel 3 der Richtlinien der Regierungspolitik  

2023 – 2026 (Engagement 2030) als Projekt 3.7 aufgeführten totalrevidierten SHG. Für Näheres ist auf 

Ziffer 7 des Vortrags des Regierungsrats zum SHG vom 30. April 2025 (Vortrag zum SHG) zu verwei-

sen.41 

5. Finanzielle Auswirkungen 

Wie bereits in Ziffer 8 des Vortrags zum SHG dargelegt, hat die Totalrevision der Sozialhilfegesetzge-

bung keine grösseren finanziellen Auswirkungen auf den Kanton. Ergänzend zu den dort aufgeführten 

kleineren Mehr- oder Minderausgaben sowie zu den im Rahmen der am 1. Dezember 2025 in Kraft ge-

tretenen Teilrevision der SHV ausgewiesenen Kostenfolgen betreffend NFFS hat die Vorlage in folgen-

den Bereichen relevante finanzielle Auswirkungen auf den Kanton und die Gemeinden: 

5.1 Fallpauschalen für die präventive Beratung 

Da sich die Anzahl finanzierter präventiver Fälle auf Basis der Anzahl Fälle wirtschaftlicher Hilfe berech-

net, sind die Ausgaben auch von der Entwicklung der Fallzahlen abhängig. Diese waren in den letzten 

Jahren rückläufig42. Die Mehrkosten aufgrund der Erhöhung der abrechenbaren Fälle für die präventive 

Beratung von 25 Prozent auf 30 Prozent dürften schätzungsweise gegen 0.5 Mio. Franken vor Lasten-

ausgleich betragen und somit zu zusätzliche Ausgaben von jeweils bis zu 250'000 Franken für den Kan-

ton und die Gemeinden führen. 

5.2 Integrationszulage für Nichterwerbstätige 

Während sich die neu verlangte konsequente Anbindung der IZU an die Zielvereinbarung kostendäm-

mend auswirken sollte, wird aufgrund der neu vorgesehenen Bandbreite, die je nach erbrachter Leistung 

und deren Bedeutung zwischen 100 Franken und 300 Franken beträgt, mit Mehrkosten gerechnet. Ge-

samthaft lassen sich die Mehrkosten im heutigen Zeitpunkt nicht genau quantifizieren. Sie hängen mass-

geblich davon ab, wie viele Personen wie lange welche IZU-berechtigten Integrationsleistungen erbrin-

gen. Mit der Schaffung der Bandbreite und der damit verbundenen Möglichkeit, die IZU zu erhöhen, sol-

len in erster Linie höherprozentige Integrationsleistungen honoriert werden. Die GSI geht zurzeit gesamt-

haft von Mehrkosten von schätzungsweise zwischen 2 bis 4 Mio. Franken vor Lastenausgleich aus, was 

somit für Gemeinden und Kanton jeweils zwischen 1 bis 2 Mio. Franken ausmacht. 

 

 

41 www.gr.be.ch/de/start/geschaefte/geschaeftssuche/geschaeftsdetail.html?guid=bec4dad42f23459896f3f027924e0f80.  

42 www.gsi.be.ch/content/dam/gsi/dokumente-bilder/de/themen/statistiken/publikationen/gsi_berichterstattung-wirtschaftliche-hilfe-2023.pdf. 

http://www.gr.be.ch/de/start/geschaefte/geschaeftssuche/geschaeftsdetail.html?guid=bec4dad42f23459896f3f027924e0f80
http://www.gsi.be.ch/content/dam/gsi/dokumente-bilder/de/themen/statistiken/publikationen/gsi_berichterstattung-wirtschaftliche-hilfe-2023.pdf
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5.3 Zweisprachigkeit 

Neu kann der Kanton über den Lastenausgleich Soziales bestimmten Gemeinden jeweils maximal 

200'000 Franken pro Jahr für Aufwendungen der Zweisprachigkeit finanzieren. Es betrifft zwei Gemein-

den (Biel-Bienne und Leubringen). Das bedeutet für den Kanton und die Gemeinden jeweils Mehrkosten 

von bis zu 200'000 Franken pro Jahr. 

5.4 Vermögensfreibetrag 

Die Regelung des Vermögensfreibetrags bei verbesserten wirtschaftlichen Verhältnissen, die neu nach 

den SKOS-Richtlinien erfolgt, führt voraussichtlich zu einem geringen Mehraufwand. Die tatsächlichen 

Kosten hängen von der Unterstützungsstruktur und Vermögenssituation der Personen ab, die neu Sozi-

alhilfe beantragen. Es wird von maximal 500'000 Franken vor Lastenausgleich ausgegangen; somit fal-

len jeweils bis zu 250'000 Franken Mehrkosten für Kanton und die Gemeinden an. 

5.5 Indirekte Änderung der SAFV  

Es wird mit geringfügigen finanziellen Auswirkungen gerechnet. Besonders zu nennen sind die Beteili-

gungen des Kantons an den Bestattungskosten nach Artikel 49b SAFV, die nicht lastenausgleichsbe-

rechtigt sind. Diese werden von der GSI bereits heute in Fortführung der langjährigen Praxis der damali-

gen POM (heutige SID) geleistet. Aufgrund der veränderten Altersstruktur in Folge von älteren Schutzbe-

dürftigen aus der Ukraine ist im Moment mit Kosten von rund 30'000 Franken pro Jahr zu rechnen. Die 

Vermeidung der getrennten Fallführung durch die neue Zuständigkeitsordnung in Artikel 63 SHV i. V. m. 

Artikel 6a SAFV wird Einsparungen im tiefen fünfstelligen Bereich zur Folge haben, da es kaum mehr zu 

getrennten Fallführungen kommen wird. Die zu erwartenden Mehrkosten von 1.5 Mio. Franken pro Jahr 

infolge der professionellen Sprachförderung von Personen im Asylverfahren sind nicht Folgen dieser 

Teilrevision, sondern fallen aufgrund der in den Erläuterungen zu Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe f SAFV 

erwähnten Planungserklärung an.43 

6. Personelle und organisatorische Auswirkungen 

Durch die Vorlage ergeben sich für den Kanton grundsätzlich keine weiteren personellen oder organisa-

torischen Auswirkungen, die nicht bereits im Vortrag zum SHG ausgewiesen wurden. 

7. Auswirkungen auf die Gemeinden 

Für die Auswirkungen auf die Gemeinden ist grundsätzlich auf den Vortrag zum SHG zu verweisen. Zu-

sätzlich ergeben sich neben den bereits bei den finanziellen Auswirkungen ausgewiesenen Punkten fol-

gende Auswirkungen: 

 

 

43 Vgl. auch die entsprechende Ausgabenbewilligung (Verpflichtungskredit) 2026, RRB vom 19. November 2025 (2022.GSI.2708). 
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7.1 Organisation der Sozialdienste 

Die vorgeschriebenen Mindeststandards zur Organisation der Sozialdienste sind in der SHV zurückhal-

tend ausgestaltet, damit die Sozialdienste ihre Instrumente flexibel auf ihre Organisation hin ausrichten 

und damit effizient arbeiten können. Zudem soll mit den gegenüber dem geltenden Recht angepassten 

Anforderungen an das Fachpersonal (vgl. Art. 6 ff. SHV) erreicht werden, dass die Sozialdiensten bei der 

Rekrutierung des Fachpersonals und der Aufgabenerfüllung mehr Flexibilität erhalten; neu steht das für 

den Vollzug der Sozialhilfe verantwortliche Team im Mittelpunkt. Die Erfüllung neuer Mindestanforderun-

gen an das Qualitäts- und Risikomanagement und die Prozesse verursacht bei den Gemeinden, die tat-

sächlich Anpassungsbedarf haben, einen initialen Aufwand. Die GSI wird entsprechende Arbeitshilfen 

zur Verfügung stellen.  

7.2 Umfang der Kostenpflicht für zusätzliche fachliche Unterstützung 

Bei der Regelung der zusätzlichen fachlichen Unterstützung durch die FASR wird die Kostenpflicht nach 

den Tarifen von Artikel 8 Absatz 1 GebV festgelegt, was zu einem derzeitigen Tarif für die betroffenen 

Gehaltsklassen von 120 Franken führt. Mit der in der SHV hergestellten Transparenz zu den Kosten 

bleibt die Entscheidfreiheit der Gemeinden über die Inanspruchnahme der zusätzlichen Unterstützung in 

jedem Fall gewahrt. 

7.3 Überprüfungstätigkeit durch die FASR 

In der SHV wird festgelegt, dass die ordentliche Überprüfung der Sozialdienste durch die FASR in der 

Regel alle 5 Jahre durchgeführt wird. Diese Frist nimmt auf die personellen Kapazitäten der FASR Rück-

sicht. Die nicht zwingende Frist ermöglicht es der FASR auch, bei Bedarf flexibler und kurzfristiger auf 

Vorkommnisse zu reagieren, was den individuellen Situationen und Gegebenheiten in den Sozialdiens-

ten besser Rechnung trägt. Neben ihrer ordentlichen Überprüfungstätigkeit wird die FASR im Rahmen 

von Artikel 72 Absatz 1 SHV auch zusätzliche risikobasierte Überprüfungen machen (vgl. dazu die Erläu-

terungen zu Art. 72 SHV). 

7.4 Auswirkungen in weiteren Bereichen 

Die Bestimmungen zu den Burgergutsbeiträgen, insbesondere zu deren Höhe sowie zu den Beitrags- 

und Bemessungsperioden, bleiben grundsätzlich unverändert. Das Verfahren zur Festsetzung der Bei-

träge wird jedoch neu praktikabler und transparenter ausgestaltet. Die Rechtssicherheit wird erhöht und 

die Härtefallregelung präzisiert. Die Burgergemeinden und burgerlichen Korporationen sollen neu früher 

und verbindlicher erfahren, welche finanziellen Auslagen sie zu tragen haben. 

Bezüglich der Erhöhung der Anzahl abrechenbarer Fälle präventiver Beratung werden einzelne Gemein-

den finanziell insofern entlastet, als dass sie neu 30 Prozent Anteil an präventiven Fällen in den Lasten-

ausgleich eingeben können anstatt bislang nur 25 Prozent. Die Sozialdienste werden vermehrt für effek-

tiv geleistete präventive Beratungen abgegolten. 

8. Auswirkungen auf die Volkswirtschaft 

Es sind keine relevanten und längerfristig absehbaren Auswirkungen auf die Volkswirtschaft zu erwarten. 

Die Beurteilung anhand der Regulierungscheckliste hat bereits auf Stufe SHG ergeben, dass die Über-
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prüfungstätigkeit von FASR sowie NFFS keine relevanten Auswirkungen auf die administrative und finan-

zielle Belastung von Unternehmen und insgesamt tendenziell positive Auswirkungen auf die Volkswirt-

schaft haben werden. Insbesondere kann infolge der Einführung von NFFS wie auch aufgrund der Neue-

rungen bei den IZU und in Bezug auf den Spracherwerb erwartet werden, dass mehr bedürftige Perso-

nen besser und rascher integriert werden können. 

9. Ergebnis der Konsultation 

Folgt nach der Konsultation. 


